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8. Stand der HochschuSformierang:
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Thesen zum Stand der Hochschul- 
ffflFBte«a «Bd der gegn wM gen

Im-

stande. Während diese gewisse Teilzugeständ-
nisse an die Forderungen von Studenten und 
Gewerkschaften enthielt, zeigt das HRG die 
völlige Anpassung an den von CDU/CSU und 
Unternehmerverbänden seit langem geforder-
ten „'harten Kurs“ gegen die Studenten und 
fortschrittlichen Hochschulangehörigen bei 
gleichzeitiger verstärkter direkter Einfluß-
nahme von Staat und Unternehmern .auf die 
Ziele und Inhalte der Hochschulausbildung. 
Diese ’ Anpassung und Vereinheitlichung im 
Sinne eines offen reaktionären Kurses der 
Hochsohulformierung wurde durch die kapi-
talistische Wirtschaftskrise, die den finanziel-
len Spielraum der Herrschenden für integra- 
tionistische Zugeständnisse eingeengt hat, be-
günstigt.

rechts und anderer demokratiefeindlicher Be-
stimmungen des HRG sowie politische Mittel 
in Form der Förderung solcher Organisatio-
nen, die wie BuF und RCDS die Ziele der 
Herrschenden direkt oder indirekt an den 
Hochschulen fördern.
A Die Ende der sechziger Jahre eingeleitete 

staatsmonopolistische Hochschulreform 
diente nicht nur den Zielen einer quantitati-
ven Ausweitung und Zentralisierung der Pla-
nung und Verwaltung der Hochschulen, son-
dern sollte auch die Durchsetzung von unwis-
senschaftlichen Kurzstudiengängen für die 
Masse der Studenten und eine stärkere Aus-
richtung der Ausbildungsziele und -Inhalte an 
den Interessen des Großkapitals mit sich

< Im Zuge der Mitte der 60er Jahre einge- 
“ ° leiteten staatsmonopolistischen Bildungs-
reform hat die. BRD in der Entwicklung des 
Hochschulwesens ihren „Nachholbedarf“ ge-
genüber anderen entwickelten kapitalisti-
schen Ländern überwunden und den An-
schluß an den internationalen Standard er-
reicht. Der quantitative Ausbau des Hoch-
schulwesens ermöglichte eine Verdoppelung 
der Studentenzahlen. Die Hochschulplanung 
und -Verwaltung wurden stärker zentralisiert 
und durch die Schaffung eines für diese Auf-
gaben. spezialisierten Beamtenapparates ef-
fektiviert. Mit der Präsidialverfassung wurde 
innerhalb der Hochschulen ein neuer Lei-
tungsstil eingeführt. Damit wurden wichtige 
Schritte gegangen, um das Hochschulwesen 
der BRD zumindest den quantitativen Be-
dürfnissen des Monopolkapitals und des im-
perialistischen Staatsapparats an mehr wis-
senschaftlich qualifizierten Arbeitskräften 
besser anzupassen. Das Ausmaß der quantita-
tiven Ausweitung der Hochschulen wird heu-
te vom Monopolkapital und von allen bürger-
lichen Bildungspolitikern übereinstimmend 
als ausreichend betrachtet. Aus diesem Grun-
de wurden, zuletzt im HRG, Maßnahmen zur

Insgesamt haben sich die Herrschenden 
für den Kampf um die Unterwerfurig der 

Hochschulen unter die Monopolinteressen im 
Laufe des letzten Jahrzehnts ein Instrumen-
tarium geschaffen, das folgende ineinander-
greifende Hebel umfaßt: soziale Mittel zur 
Auslese und Disziplinierung (Schrumpfung 
der Ausbildungsförderung, Darlehensregelun- 

__  gen im b a f ö G und GradFöG), repressive Mit-
Institutionalisierung und Verwaltung des NC , tel m Form der Berufsverbote, ^desJDrdnungs- 
festgelegt. *" ¥■

Im Gegensatz zur Anfangsphase der 
staatsmonopolistischen Hochschulreform 

hat sich in den letzten Jahren.unter z. T. hef-
tigen Auseinandersetzungen innerhalb der 
bürgerlichen Bildungspolitik eine einheitliche, 
geschlossene Konzeption der Herrschenden 
für die künftige Entwicklung der Hochschu-
len herauskristallisiert. Diese einheitliche 
Konzeption kommt vor allem in dem von ei- 

, ner- großen bildungspolitischen Koalition 
Ende 1975 verabschiedeten Hochschulrahmen-
gesetz zum Ausdruck. Sie kam durch den 
Verzicht der SPD-Führung auf die in frühe-
ren Zeiten von ihr vertretene. integrationisti- 
sche Variante der Hochschulformierung zu-
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III. Ziele und Taktik der Herrschenden:
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’ Dagegen gibt es in der traditionell mehr- 
heitlich reformistisch bis konservativ 

-‘ingestellten Hochschullehrerschaft stärkere

Tendenzen der Resignation und Anpassung 
an den reaktionären Kurs der Hochschulfor-
mierung als dies auf dem Höhepunkt der Stu-
dentenrevolte 1968/69 und der zum gleichen 
Zeitpunkt stattfindenden stark integrationi- 
stisch geprägten „hochschulreformerischen“ 
Offensive der Herrschenden der Fall war. Ne-
ben der Tendenz der Anpassung unter einem 
Teil der Hochschullehrer vergrößerte sich je-
doch auch die Minderheit derjenigen Kräfte 
des Lehrkörpers, die an den alten demokrati-
schen Alternativforderungen und am Ziel ei-
ner Wissenschaft und Ausbildung im Interes-
se der Bevölkerungsmehrheit festhalten und 
zu einem gemeinsamen Vorgehen mit den 
Studenten bereit sind.

Gegenwärtig sehen sich die Herrschen-
den mit einer neuen Art von „Hochschul-

krise“ konfrontiert. Im Gegensatz zur „Bil-
dungskrise“ der 60er Jahre resultieren die ge-
genwärtigen Probleme der staatsmonopolisti-
schen Hochschulpolitik nicht aus einem quan-
titativen Nachholbedarf und der Notwendig-
keit, rückständige, auch aus kapitalistischer 
Sicht überholte Strukturen wie die frühere 
„Ordinarienuniversität“ zu überwinden. Das 
heutige Hochschulwesen der BRD bereitet 
den Herrschenden vielmehr aus drei Gründen 
Sorgen: zum einen, weil sie eine „Studienre-

form“ im Interesse des Monopolkapitals nach 
wie vor nicht erreicht haben, zum anderen, 
weil der durch die Politik der Krisenabwäl-
zung bedingte Rückgang des Einsatzes finan-
zieller Mittel im tertiären Bereich zahlreiche 
materielle und soziale Probleme verursacht 
hat, die eine Quelle ständiger Konflikte und 
Reibungsverluste sind, zum dritten, weil die 
demokratische Studentenbewegung weder 
zerschlagen noch integriert werden konnte, 
sondern sich als ein stabiler, der reaktionären 
Formierung im Wege stehender Faktor ent-
wickelt hat.

bringen. Diese Ziele konnten die Herrschen-
den bisher nicht durchsetzen. Haupthemmnis 
für ihre Durchsetzung war und ist die demo-
kratische Studentenbewegung und der von 
ihr organisierte Widerstand großer Teile der 
Studenten gegen den Abbau ihrer sozialen 
und politischen Rechte. Innerhalb der Stu-
dentenschaft blieben die offen prokapitalisti-
schen und unternehmerfreundlichen rechten 

^Studentenorganisationen isoliert. Die Integra- 
■fc'n. der Stüdentenbewegung in das herr- 
■r lende System ist nicht gelungen.

der Max-Planck-Gesellschaft (20. 6. 1975) pro- 
• grammatisch verkündet: Mehr Leistungsfä-

higkeit des BRD-Hochschulwesens im Mond-
polinteresse, ein betriebsmäßiges Management 
der Hochschulen, das Absolventenbild eines 
opportunistischen Wissenschaftlertyps, der 
sich nicht der arbeitenden Bevölkerung, son-
dern dem in der BRD herrschenden Gesell-
schaftssystem und seinem Staatsapparat ver-
antwortlich fühlt.
O Um in Richtung auf eine Veränderung 

der Lehrinhalte und Ausbildungsziele im 
reaktionären Sinn zu wirken, werden gegen-
wärtig verschiedene Hebel benutzt: Verstärkt 
wird der direkte Einfluß der Unternehmer-
verbände und einzelner Großkonzerne auf die 
Studiengänge durch die Einrichtung von Pra-
xissemestern (besonders im FHS-Berelch).

■7 Aus dieser Situationsanalyse (Thesen 
■ ■ 1—6) ergeben sich für die Herrschenden 
folgende Konsequenzen: Im Mittelpunkt ihrer 
hochschulpolitischen Bestrebungen steht für 
den übersehbaren nächsten Zeitraum die 
Konzentration auf die „Studienreform“, d. h., 
auf die inhaltliche Formierung der Hoch-
schulausbildung. Der Versuch, diese durchzu-
setzen, wird begleitet sein von offen repressi-
ven Maßnahmen zur Brechung des Wider-
standes der Hochschulangehörigen, vor allem 
der Studenten. Diese Ziele, die auch das 
Kernstück des HRG ausmachen, kennzeich-
nen eine neue Phase in der Hochschulpolitik 
der Herrschenden, die als staatsmonopolisti-
sche Hochschulreform 2. Typs bezeichnet 
werden kann. Was mit ihr erreicht weiden 
soll, wurde in der Rede Helmut Schmidts vor
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dies den Versuch- dar, eine Antwort auf ein 
neues Problem’ zu finden: das sich in den 
nächsten 10 Jahren noch erheblich verschär-
fende Problem der Jugendarbeitslosigkeit. 
Bis 1985 .ist ein Fehlbestand von 1,5 Millionen 
Ausbildungsplätzen vorhersehbar.
Ursache der Jugendarbeitslosigkeit ist vor al-
lem die krisenhafte Entwicklung des kapitali-
stischen Profitsystems, das einen bestimmten 
Grad von Arbeitslosigkeit immer wieder her-
vorbringt. Gleichzeitig ist jedoch auch die 
Bildungs- und Berufsbildungspolitik der Re-
gierungen in Bund und Ländern, die sich den 
Profitinteressen der Konzerne immer wieder 
untergeordnet hat, mit dafür verantwortlich, 
daß der Mangel an Ausbildungsplätzen nicht 
entsprechend den Forderungen der Jugendli-
chen und der Gewerkschaften behoben wer-
den konnte.
“fl Q Die mit dem Ausbildungsplätzemangel 
" drohende „Zweite Bildungskatastrophe“

(FAZ) birgt für die Herrschenden die Gefahr 
eines erhöhten Konfliktpotentials unter den 
Jugendlichen in sioh, das zur erneuten Aus-
breitung systemkritischen Bewußtseins und 
au einer Stärkung der Linken in der BRD 
beitragen könnte. Diese Möglichkeit deutete 
sich schon in den bisherigen Demonstrationen 
der Gewerkschaftsjugend, der Schüler und 
Studenten an. Um dieses Konfliktpotential 
abzuschwächen, arbeiten die bürgerlichen Bil-

<1 Die Absicht der Herrschenden, den 
U Va quantitativen Ausbau des Hochschulwe-

sens zu stoppen und sich statt dessen primär 
auf die inhaltliche und politische Formierung 
der Ho'chschulen zu konzentrieren, wird 
verlagert durch die von Helmut Schmidt öf-
fentlich entfachte Diskussion über die Ab-
schaffung des NC. Noch vor kurzem waren 
sich die Unternehmerverbände, die bürgerli-
chen Parteien und die staatlichen Bildungs-
politiker darin einig, daß der NC unvermeid-
lich sei und, wie im HRG geschehen, verfe-
stigt und effektiver verwaltet werden müsse. 
Drohende „Akademikerarbeitslosigkeit“, 
überfüllte Hochschulen und mangelnde Finan-
zen wurden als Begründungen für den NC an 
die Wand gemalt. Die offizielle Propaganda 
zielte darauf ab, Jugendliche von der Aufnah-
me eines Studiums abzuschrecken. Hierin 
drückte sich die Tatsache aus, daß die Groß-
konzerne ihren Bedarf an wissenschaftlich 
qualifizierten Arbeitskräften in Wirtschaft 
und Staatsapparat im wesentlichen als ge-
deckt betrachten. An dieser „Bedarfsanalyse“ 
aus der Sicht der Monopole hat sioh bis heute 
nichts geändert.
•4 -fl Wenn heute trotzdem von maßgebli- 
■ ■ ■ chen Vertretern inzwischen aller bür-

gerlichen Parteien, von Rektoren und Bil-
dungsökonomen der Abbau des NC propagiert 
und ansatzweise auch betrieben wird, so stellt

O Der Brechung des Widerstandes an den 
Hochschulen dienen die demokratiefeind-

lichen Bestimmungen des HRG und die Palet-
te der bereits heute praktizierten Maßnah-

men, mit denen diese Bestimmungen vorweg-
genommen werden. Dazu gehören Versuche 
der Untergrabung oder offenen Zerschlagung 
der Verfaßten Studentenschaft, das Ord-
nungsrecht, Raumverbote und Strafanzeigen 
gegen studentische Interessenvertreter sowie 
vielfältige Mittel zur Einschränkung der 
Rechte und zur Einschüchterung auch der 
Hochschullehrer. Der Einschüchterung aller 
an demokratischen Reformzielen und -ansät- 
zen festhaltenden Hochschulangehörigen die-
nen neben der fortgesetzten Berufsverbotepoli-
tik auch die sich wieder häufenden Diffamie-
rungskampagnen rechter Kräfte gegenüber 
Hochschulen und Fachbereichen mit fort-
schrittlichen Lehrkörpermitgliedern. Neben 
der Taktik der offenen Repression und Ein-
schüchterung verfolgen die Herrschenden 
auch das Ziel der Spaltung der progressiven 
Hochschulangehörigen, wie es sich an der 
Gründung rechtssozialdemokratischer Hoch-
schullehrergruppen und an der Funktionsbe-
stimmung, die Unternehmerverbände, CDU, 
RCDS und rechte SPD-Führung den Juso- 
Hochschulgruppen geben, ablesen läßt.

Durch das HRG wurde die Möglichkeit ge-
schaffen, die Studienreform der Kontrolle 
durch die Hochschulangehörigen zu entziehen 
und den Vertretern der Unternehmerschaft 
direkten Zugang zu den zentralen Studienre-
formkommissionen zu verschaffen. Die im 
HRG vorgesehene Durchsetzung von unwis-
senschaftlichen Kurzstudiengängen für die 
Masse der Studenten soll der „Entrümpelung“ 
der Studiengänge von solchen Inhalten die-
nen, die für die Profit- und Herrschaftsinter-
essen der Großkonzerne nicht verwertbar 
sind oder ihnen gar widersprechen. Dies trifft 
in erster Linie auf in der Vergangenheit er-
kämpften Ansätze demokratischer' Ausbil-
dungspraxis zu. Insgesamt wird von den 
Hochschulen die Aufgabe des theoretisch-wis-
senschaftlichen Bildüngsanspruohs und ihre 
Entwicklung zu höheren Berufsschulen für 
die Monopole verlangt.



6

dungsplaner seit einiger Zeit an Plänen, mit 
deren Hilfe sie die Wirkungen der Jugend-
arbeitslosigkeit mildern wollen, ohne ihre 
Ursachen, die politische und ökonomische 
Maoht der Großkonzerne, anzutasten. Das bis-
her einzige handgreifliche Ergebnis dieser 
Planungen ist der Vorschlag, den NC abzu-
schaffen, um den Ausbildungsplätzemarkt 
von wenigstens den Jugendlichen zu entla-
sten, die eine Hochschulzugangsberechtigung 
besitzen. Um dies zu bewerkstelligen, soll den 
Hochschulen eine zeitweilige „Überlastquote“ 
zugemutet werden. Bei gleichbleibenden 
räumlichen, sächlichen und personellen Ka-
pazitäten sollen von ihnen etwa 25 Prozent 
mehr Studenten .aufgenommen werden.
■4 Q Die durch das Problem der Jugendar- 

beitslosigkeit verursachte Kehrtwen-
dung in der NC-Politik der Herrschenden 
steht zunächst im Widerspruch zu ihren aktu-
ellen Zielen der Hochschulformierung: Die 
„Überlastung“ der Hochschulen mit zusätzli-
chen Studentenmassen wird innerhalb der 
Hochschulen neue Konflikte und Reibungs-
verluste verursachen, die eine Konzentration 
auf die „Studienreform“ im Sinn der Herr-
schenden erschweren. Diesen Widerspruch 
versuchen die monopolkapitalistischen Bil-
dungspolitiker dadurch zu lösen, daß sie die 
Frage des NC-Abbaus mit der Frage der 
Durchsetzung von Kurzstudiengängen kop-
peln. Ein Abbau des NC soll danach nur mög-
lich sein, wenn die vorhandenen Kapazitäten 
dei; Hochschulen „voll ausgeschöpft“ wer-
den. Unter „voller Ausschöpfung“ verstehen 
die Herrschenden dabei in erster Linie die 
Verkürzung der Studienzeiten durch Einfüh-
rung unwissenschaftlicher Kurzstudiengänge 
mit anschließender Zwangsexmatrikulation 
für die Masse der Studenten.
•4 A Die Koppelung der Frage des „NC-Ab- 
■ baus“ an die Frage der „Studienreform“ 

ermöglicht es den Herrschenden, den Hoch-
schulangehörigen, die sich gegen unwissen-
schaftliche Kurzstudiengänge zur Wehr setzen, 
die Verantwortung für den NC in die Schuhe 
zu schieben. Sie eröffnet den bereits aus der 
Vergangenheit bekannten Versuch, Lehrlinge, 
Schüler und Studenten demagogisch gegen-
einander auszuspielen, um vom gemeinsamen 
Gegner, dem Monopolkapital, abzulenken, 
ein neues Feld. Mit der Propaganda, die 
Hochschulangehörigen, besonders die Studen-
ten, müßten im Interesse der „Chancengleich-
heit“ für alle Jugendlichen mehr Opfer brin-
gen und auf angebliche „Privilegien“ verzich-
ten, werden die Herrschenden besonders auf 
die DGB-Gewerkschaften einzuwirken versu-
chen, um sie zur Aufgabe ihrer in den „23 
Thesen“ formulierten, fortschrittlichen hoch-
schulpolitischen Zielsetzungen zu bewegen. 
Darüber hinaus werden sie durch Einwirkung 
auf den Lehrkörper, die Juso-Hochschulgrup-

pen und den LHV die Front der fortschrittli-
chen Hochschulangehörigen zu spalten versu-
chen.
4E Die Veränderung in der NC-Politik der 

bürgerlichen Bildungsplaner steht auch 
im Widerspruch zu den von den Großkonzer-
nen entwickelten Vorstellungen über den 
künftigen Bedarf von Hochschulabsolventen 
in Wirtschaft und Staatsapparat. Deshalb ist 
der Vorschlag, den NC abzubauen, innerhalb 
der herrschenden Klasse auch nach wie vor 
umstritten. Einzig die Tatsache, daß es bisher 
keinerlei Alternativvorstellungen zur Bewäl-
tigung bzw. Milderung der Auswirkungen der 
Jugendarbeitslosigkeit gibt, spricht dafür, 
daß die Politik des NC-Abbaus sich innerhalb 
der monopolkapitalistischen Bildungspolitik 
möglicherweise durchsetzen wind. Um den 
Widerspruch zwischen dem von ihnen selbst 
für notwendig befundenen Bedarf und einem 
aufgrund des NC-Abbaus künftig zu erwar-
tenden „Überangebot“ an Hochschulabsolven-
ten ebenfalls im Interesse der Großkonzerne 
zu lösen, propagieren die bürgerlichen Bil-
dungspolitiker zur Zeit die „Entkoppelung von 
Bildung und Berechtigung“. Damit ist die 
Entlohnung wissenschaftlich-technisch quali-
fizierter Arbeitskräfte unterhalb des Werts 
ihrer Arbeitskraft gemeint.
4C In der Praxis des kapitalistischen Ar- 
■ beitsmarktes würden das „Überangebot 

an Akademikern“ und die „Entkoppelung von 
Bildung und Berechtigung“ .nichts anderes 
bewirken, als eine Verschärfung der Konkur-
renz um den Arbeitsplatz und eine Erhöhung 
des Drucks auf die Löhne und Gehälter aller 
Teile der Arbeiterklasse. Ebenso wie heute 
würden .auch in Zukunft die geringer qualifi-
zierten an der untersten Stufe der Lohnskala 
stehen und am ehesten von Arbeitslosigkeit 
bedroht sein. Die von den Herrschenden pro-
pagierte „Entprivilegisierung“ der Akademi-
ker würde in der Praxis einen Angriff auf 
den Lebensstandard aller abhängig Beschäf-
tigten zur Folge haben und allein der weite-
ren „Privilegisierung“ des Monopolkapitals 
zugute kommen. Das Problem der Arbeitslo-
sigkeit, einschließlich der Jugendarbeitslosig-
keit, würde nicht gelöst, sondern nur verla-
gert. Eine systemimmanente Lösung dieses 
Problems kann es nicht geben. Wer die politi-
sche und ökonomische Macht des Monopolka-
pitals nicht antasten will, und das wollen in-
nerhalb der bürgerlichen Bildungspolitik we-
der die Befürworter noch die Gegner des NC- 
Abbaus, ist zur Flickschusterei und zu 
Scheinlösungen an den Problemen verurteilt, 
die die kapitalistische Gesellschaftsordnung 
hervorbringt.
•4 "7 Manche Befürworter des NC-Abbaus 

1 ■ ■ innerhalb der herrschenden Klasse ver-
suchen sich einen Anstrich planerischen 
Weitblickes zu geben, indem sie darauf ver-
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V. Unsere Ziele und Taktik im Kampf gegen die 
reaktionäre Formierung:

-fl Q Die unter den Herrschenden vorhande-
“ nen

henden

Zusammenarbeit zwischen Entwicklungslän-
dern und sozialistischen Ländern, noch die 
Ergebnisse des Klassenkampfes in der BRD 
selbst, um mehr Arbeitsplätze und höhere 
Löhne im eigenen Land, eingehen. Auch muß 
„hoher wissenschaftlicher Standard“ nicht 
unbedingt mit mehr Arbeitsplätzen verbun-
den sein, als heute von den Monopolen zur 
Verfügung gestellt werden. Interessant an 
dieser neuerdings in Umlauf gebrachten 
„Prognose“ ist nur, daß sie die Willkür der 
bisher von allen bürgerlichen Bildungspoliti- 
ker'n vertretenen, entgegengesetzten Progno-
sen enthüllt. Das ist ein Eingeständnis der 
Herrschenden in die Unmöglichkeit einer 
langfristigen Planung im Kapitalismus.

"2 O Die innere Widersprüchlichkeit der 
" Konzeption der Herrschenden für die 

Formierung des Hochschulwesens im Mono-
polinteresse wurde bereits in einigen Punkten 
aufgezeigt. Der Hauptgrund dafür, daß diese 
Konzeption früher oder später scheitern wird, 
liegt jedoch darin, daß sie in einem unüber-
brückbaren Gegensatz zu den objektiven In-
teressen der Masse der Hochschulangehörigen 
steht und darüber hinaus auch dem Interesse 
der arbeitenden Bevölkerung widerspricht. 
Während die bürgerlichen Bildungspolitiker 
einstige Versprechungen von „mehr Demokra-
tie“ und „mehr Chancengleichheit im Bil- 
düngswesen“ schrittweise aus dem Verkehr 
gezogen haben, sind die Interessen und Be-
dürfnisse der Mehrheit der Bevölkerung und 
der auszubildenden Jugendlichen an einer 
besseren Bildung und Ausbildung gleich ge-
blieben.
Eine solche Bildung muß sowohl hohe Quali-
fikation für eine spätere Berufspraxis ver-
mitteln als auch eine Allgemeinbildung, die 
zur Einsicht in gesellschaftliche Zusammen-
hänge, zum demokratischen Handeln und zur 
kollektiven Wahrnehmung der eigenen In-
teressen befähigt. Diese Ziele wurden auch 
mit der seit Jahren von Gewerkschaften, El-
lern, Lehrern, Schülern, Lehrlingen und Stu-
denten erhobenen Forderung nach einer 
grundlegenden Demokratisierung des Bil-
dungswesens in Struktur und Inhalten ver-
folgt. Gerade in der gegenwärtigen Situation, 
angesichts von Krisen und drohender Ar-
beitslosigkeit, wird das Eintreten für diese 
Forderungen mehr und mehr zu einem unab-
dingbaren Bestandteil des Kampfes der Lohn-
abhängigen um mehr soziale Sicherheit.

weisen, daß die BRD als rohstoffarmes Land 
mit zunehmender ökonomischer Unabhängig-
keit der Dritten Welt darauf angewiesen sein 
wird, sich auf die Produktion von Exportwa-
ren zu spezialisieren, die nur bei hohem wis-
senschaftlichen Standard hergestellt werden 
können. Hierfür wäre dann wieder eine höhe-
re Zahl wissenschaftlich qualifizierter Ar-
beitskräfte notwendig, als heute von den 
Großkonzernen vorhergesagt wird. Diese 
„Prognose“ ist völlig spekulativ, da in sie we-
der die zunehmende Krisenanfälligkeit der 
kapitalistischen Hauptländer noch die Wir-
kungen des sich zuungunsten des Kapitalis-
mus verändernden, internationalen Kräfte-
verhältnisses, der sich rasch entwickelnden

Pläne, die Auswirkungen der dro- 
Jugendarbeitslosigkeit durch eine 

Überlastung der Hochschulen zu mildern, 
konfrontieren die Hochschulangehörigen di-
rekt mit den Problemen der Arbeiterjugend 
und mit dem Zustand unseres gesamten Bil-
dungswesens. Die Versuche, Schüler und 
Lehrlinge gegen Studenten und andere Hoch-
schulangehörige auszuspielen, werden dazu 
führen, daß die Fragen nach den wahren Ur-
sachen der Jugendarbeitslosigkeit und Mög-
lichkeiten, diese zu bekämpfen, an den Hoch-
schulen breiter diskutiert werden wird als 
bisher. Damit verbessern sich die Vorausset-
zungen für ein gemeinsames Vorgehen von 
Hochschulangehörigen und Arbeiterjugendli-
chen im Kampf um die Durchsetzung gleich-
gerichteter Interessen. Erste gemeinsame Ak-
tionen von Lehrlingen, Schülern und Studen-
ten fanden bereits statt. Der bisherige Höhe-
punkt war die Demonstration des DGB am 
8. 11. 1975 in Dortmund mit 70 000 Teilneh-
mern.
Oft In diesen Aktionen kristallisierten sich 

Forderungen heraus, die aktuell durch-
zusetzende Teilziele des Kampfes um eine um-
fassende Demokratisierung des Bildungswe-
sens angeben, die sowohl im Interesse der 
Hochschulangehörigen als auch im Interesse 
der Arbeiterjugend, der Lehrer. Schüler und 
Eltern liegen. Solche Teilziele sind: Die Forde-
rung von Elterninitiativcn und Schülern nach 
kleineren Schulklassen und nach Einstellung 
aller arbeitsloser Lehrer. Die Forderungen 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsjugend nach 
Einführung des 10. Schuljahres, nach einer 
Ausweitung des theoretischen Unterrichts in
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der Berufsausbildung und nach einer gesetz-
lichen Verpflichtung der Großkonzerne zur 
Bereitstellung der fehlenden qualifizierten 
Ausbildungsplätzen. Die Forderung der Schü-
ler und Studenten nach einem echten Abbau 
des NC durch Ausbau der Hochschulen und 
nicht auf Kosten der Qualität von Studium, 
Forschung und Lehre. Die Forderung von 
Lehrlingen, Schülern und Studenten, die auf 
die Zurückdrängungen des Einflusses der 
Großkonzerne auf die Inhalte von Bildung 
und Ausbildung, auf den Erhalt und Ausbau 
von Mitbestimmungsrechten der Auszubilden-
den und der Gewerkschaften abzielen. Alle 
diese Forderungen sind nur durchsetzbar, 
wenn sie gegen die Macht des Monopolkapi-
tals und gegen eine an seinen Interessen orien-
tierte Bildungspolitik von den Auszubilden-
den und der arbeitenden Bevölkerung selber 
erkämpft werden.
QM Im Rahmen des gemeinsamen und

• gleichgerichteten Kampfes für die De-
mokratisierung des Bildungswesens wird es 
die Hauptaufgabe der Hochschulangehörigen, 
vor allem der Studenten, bleiben, die reak-
tionären Formierungsabsichten der Herrschen-
den an ihrem Arbeitsplatz, der Hochschule, 
abzuwehren. Das Kernstück der reaktionären 
Hochschulformierung, die Durchsetzung un-
wissenschaftlicher Kurzstudiengänge wider-
spricht zutiefst den Interessen der Masse der 
Studenten. Die Studienbedingungen würden 
sich dadurch noch mehr verschlechtern. Prü-
fungsverschärfungen und erhöhter Leistungs-
druck, zunehmende Verschulung bei gleich-
zeitig immer schlechter werdender sozialer 
Absicherung des Studiums wären die Folge. 
Die Zahl der Studienabbrecher würde weiter 
in die Höhe getrieben. Unsicher bliebe auch 
die Berufsspersektive der Hochschulabsolven-. 
ten. Die Arbeitslosigkeit, von der heute auch 
Akademiker betroffen sind (wenn auch nach 
wie vor in geringerem Maße als minderquali-
fiziertere Teile der Lohnabhängigen), ist sy-
stembedingt. Ihren Ursachen und ihren Aus-
wirkungen kann nur durch den gewerkschaft-
lichen und politischen Kampf der arbeiten-
den Bevölkerung entgegengewirkt werden, an 
dem auch Studenten und Hochschulabsolven-
ten teilnehmen müssen.
q q  Gerade eine solche Teilnahme der „Aka- 

demiker“ am Kampf um mehr soziale 
Sicherheit wollen die Herrschenden jedoch 
unterbinden. Deshalb wenden sie sich gegen 
alle Ansätze demokratischer Ausbildungs-
praxis und versuchen, die politischen Grund-' 
rechte der Studenten einzuschränken. Ihr 
Ideal von einem Hochschulabsolventen ist der 
anpassungsbereite Fachidiot, der seine Tätig-
keit den Profit- und Herrschaftsinteressen der 
Konzerne und des Staatsapparates flexibel 
unterzuordnen versteht. Dagegen brauchen die 
Studenten eine Hochschulausbildung, die so-

wohl hohe fachliche Qualifikation als auch 
Einsichten in gesellschaftliche Zusammenhän-
ge und die Fähigkeit zum solidarischen Han-
deln für die eigenen Interessen an der Seite 
der Arbeiterklasse vermittelt. Diesen Bedürf-
nissen entsprechen die Forderungen der Stu-
denten nach Zurücknahme der Pläne, Regel-
studienzeiten und Zwangsexmatrikülation zu 
etablieren, nach Verteidigung und Ausbau je-
des Ansatzes fortschrittlicher Ausbildungs-
praxis an den Hochschulen, nach Erhalt und 

, gesetzlicher Verankerung der Verfaßten Stu-
dentenschaft mit politischem Mandat, nach 
Wegfall jeder Art von Ordnungsrecht. Dem 
Abbau von Mitbestimmungsrechten der Stu-
denten und der Hochschulangehörigen und 
den Versuchen, den direkten Einfluß des 
Staates und der Konzerne auf die Studien-
reform weiter zu erhöhen, muß der Kampf 
der Hochschulangehörigen für den Erhalt und 
Ausbau der in der Vergangenheit erkämpften 
Mitbestimmungspositionen und für eine demo-
kratische Studienreform durch die Hoch-
schulen selber in Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften entgegengesetzt werden.

An diesen demokratischen Alternativ- 
forderungen kann es auch nach der 

Verabschiedung des HRG keine Abstriche 
geben. Aufgrund der objektiven Interessen-
lage der Masse der Studenten wird jeder 
Versuch, reaktionäre Bestimmungen des HRG 
an den Hochschulen durchzusetzen, spontane 
Gegenreaktionen und Proteste hervörrufen. 
Diese müssen von den fortschrittlichen Stu-
dentenorganisationen unterstützt und mitge-
tragen werden. Es muß eine Bewegung gegen 
die Durchsetzung der reaktionären Bestim-
mungen des HRG entwickelt werden, die in 
der Lage ist, auf Fachbereichen, Hochschul- 
und Länderebene Teilerfolge im Kampf um 
die Realisierung unserer demokratischen Al-
ternativforderungen zu erringen, und diese 
institutionell zu verankern. Solche Teilerfolge 
können wichtige Ausgangspositionen dafür 
sein, daß in der weiteren Perspektive auch auf 
Bundesebene die reaktionären Bestimmungen 
des HRG zu Fall gebracht und eine Neufas-
sung dieses Gesetzes, die Zugeständnisse an 
die studentischen und gewerkschaftlichen 
Forderungen enthält erzwungen wird.
Q^ Realitätsfremd und illusionär sind da- 

gegen Auffassungen, daß man sich jetzt 
darauf beschränken müsse, die Novellierung 
des HRG zwar abstrakt zu fordern, daneben 
jedoch nur für solche Forderungen zu kämp-
fen, die den Rahmen des HRG „voll aus-
schöpfen“. Da der Rahmen des HRG auch bei 
„voller Ausschöpfung“ mit den studentischen 
Interessen nicht in Einklang zu bringen ist, 
hieße dies, sich am Verkauf der Interessen der 
Masse der Studenten zu beteiligen. Die Befür-
worter einer solchen Taktik, die besonders bei 
den Juso’Hochschulgruppen und beim LHV
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durch das Bayrische Hochschulgesetz auf-
rechterhalten und erste Risse in der Front 
ihrer Gegner erzeugt werden. Auch ist es kein 
Zufall, daß die ersten landesweiten Gesetz-
entwürfe nach dem HRG in Bremen und 
Hamburg gerade in der Frage des Politischen 
Mandats zumindest verbale Zugeständnisse 
vorspiegeln. Dies ist nur durch die aufsehen-
erregenden Aktionen vor allem der Marburger 
Studenten zu erklären, die das Recht ihres 
AStA das politische Mandat wahrzunehmen, 
kompromißlos verteidigen.

zu finden sind, geben sich gern als „reali-
stische“ Interessenvertreter der Studenten aus. 
In Wirklichkeit wurde mit einer solchen Tak-
tik der Selbstkastration und der freiwilligen 
Anpassung an die Pläne der Herrschenden, ei-
ner Taktik, die auf der Herabminderung der 
Bedeutung des studentischen Massenkampfes 
basiert bisher noch kein einziger Fortschritt 
im Interesse der Studenten erreicht. Dagegen 
konnte durch die kompromißlose Verteidigung 
studentischer Grundrechte in Bayern die ver-
faßte Studentenschaft trotz Liquidierung
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Zur Bilanz der Ero^rmvorhaben 
der Regierung der BRD im Hoch- 
soMbereich

1. Zur Zielstellung und dem bisherigen Ergebnis 
der Gesamthochschulen

Die Bildungspolitische Konzeption der Bun-
desregierung von 1970 definierte die „inte-
grierte Gesamthochschule“ als „die organisa-
torische Folgerung ... inhaltlicher Refor-
men“.6

In diesem Sinne forderten die verschiedenen 
Entwürfe des Hochschulrahmengesetzes vor 
allem neu geordnete und aufeinander bezoge-
ne integrierte Studiengänge. Sie sind nach 
Paragraph 4 des inzwischen verabschiedeten

Außerdem verstärken heute die Monopole so-
wie ihre Vertreter .in- und außerhalb von 
CDU/CSU generell den Druck gegen alle an-
stehenden demokratischen und sozialen Re-
formen. Sie fordern, wie H. Rohde indirekt 
bemerkte, „jetzt müsse Schluß sein mit den 
Reformen“ und wenden sich besonders gegen 
reale Veränderungen an den Hochschulen, die 
sie als „ideologische Experimentierwut“ und 
„gleichmacherisches Massendenken“ diffa-
mieren.3 Die rechtssozialdemokratische Füh-

rung hat diesem Druck bisher stets nachgege-
ben und ihre Reformvorhaben insbesondere 
in qualitativer Hinsicht revidiert, teilweise 
zurückgenommen oder gänzlich auf sie ver-
zichtet. Davon zeugt im Bildungswesen die 
1969 von der Bundesregierung groß angekün-
digte, aber nicht vollzogene Hochschulreform 
als Hauptprojekt der Bildungsreform, deren 
Priorität inzwischen auf eine Reform der Be-

rufsbildung reduziert wurde. Darüber hinaus 
"scheint der Hochschulbereich zur Zeit selbst 
von der materiellen Substanz her bedroht zu 
sein, da im „Zuge der Konsolidierung des 
Bundeshaushalts. . auch im Bildungsbereich 
Sparmaßnahmen erforderlich geworden“ 
sind.4 Das dürfte Auswirkungen auf die 1970 
verkündeten „zwei grundsätzlichen ■Zielvor-
stellungen" zur Neugestaltung des Hochschul-
wesens, der Schaffung von integrierten Ge-
samthochschulen und der Verdoppelung der 
„vorhandenen Kapazität“ haben.5 Die finan-
ziellen Aufwendungen allein sind jedoch kein 
ausreichendes Kriterium, um die Ergebnisse 
der sozialreformistisch orientierten Reform-
vorhaben der Bundesregierung im Hochschul-
bereich tatsächlich beurteilen zu können. 
Deshalb versucht die nachfolgende Gegen-
überstellung von Ziel und Resultat der bishe-
rigen Hochschulpolitik, die inhaltliche Seite 
der sozialdemokratischen Reformversprechen 
zu erfassen und diese, gemäß der Aussage des 
Bundeswissenschaftsministeriums, „mit Soll 
und Haben" zu bilanzieren.

Im Februar dieses Jahres übergab das Bun-
desministerium für Bildung und Wissenschaft 
der Öffentlichkeit der BRD eine „Bildungspo-
litische Zwischenbilanz“. Bundesminister Hel-
mut Rohde äußerte sich dabei über aktuelle 
„Sorgen und Probleme im( Bildungswesen“, 
die er vor allem auf „eine beachtenswerte Ex-
pansion des Bildungswesens ohne zureichende 
inhaltliche Reformen“ zurückführte.’ Dieser 
Gegensatz fördert zwar die gegenwärtigen 
Krisenerscheinungen im Bereich der Volks-
bildung, aber widerspiegelt im wesentlichen 
nur die Grenzen staatsmonopolistischer Re-
formpolitik und bürgerlicher Bildungspla-
nung, die letztlich systembedingt sind. So er-
klären sich die Ursachen der tiefen „Ausbil-
dungskrise“ primär aus den herrschenden 
Macht- und Besitzverhältnissen, aus der „Un-
fähigkeit der kapitalistischen Gesellschaftsord-
nung“, grundlegende Entwicklungsprobleme 
lösen zu können.2
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gebot an integrierten Diplom-Studiengängen 
der integrierten Gesamthochschule Duisburg 
in Mathematik, Physik und Wirtschaftswis-
senschaften. Sie basieren auf einem gemein-
samen zweijährigen Grundstudium, dem sich 
ein ein- oder zweijähriges Hauptstudium an-
schließt, das mit entsprechenden unterschied-
lichen Abschlußqualifikationen (Diplom I 
oder-II) beendet wird.12 Damit wertete man 
das dreijährige Kurzzeitstudium sozial auf 
und nutzte es gezielt für die staatsmonopoli-
stische Regulierung der anwachsenden Stu-
dentenmassen aus. Einen solchen Aspekt 
stellte Ralf Dahrendorf bereits 1967 in Rech-
nung, indem er erklärte: „Es wird viel leich-
ter sein, einen Studenten zu einem Kurzstu- 
dium zu bewegen, wenn er dies an der Uni-
versität ebenso ableisten kann wie alle ande-
ren. Er ißt in derselben Mensa, hat den glei-
chen Studentenausweis und besucht densel-
ben Medizinerball. Eigene Einrichtungen hät-
ten notwendigerweise einen gewissen diskri-
minierenden Charakter.“13 So enthüllte er 
nicht nur unbewußt das Wesen des von ihm 
begründeten „Bürgerrechts auf Bildung“, son-
dern verwies auch zugleich auf eine weitere 
Zielsetzung des Gesamthochschulprojekts. 
Der breitere Zugang von Kindern Werktäti-
ger zu den Gesamthochschulen unter der so- 
zialrefonmistischen Losung . der 
gleichheit“ sollte

Losung . der „Chancen-
gleichheit“ sollte die generelle Manipulierung 
dieser Klassen und Schichten erleichtern. Auf 
diese Weise wollte man damit deren geistiges 
Potential erschließen, wie die Forderung 
weitsichtigerer CDU-Bildungspolitiker hin-
sichtlich eines „direkten Aufstiegs aus den 
unteren Rängen“ beweist.14 Außerdem er-
hoffte sich die SPD-geführte Bundesregie-
rung davon Auswirkungen, um den von ihr 
als „größten Krisenherd“ eingeschätzten 
Hochschulbereich befrieden zu können und 
überhaupt die mannigfachen Bewegungen für 
demokratische Bildungsreformen unter ihre 
Kontrolle zu bringen. Dabei spielte die Erhal-
tung ihrer sozialen Basis in der Arbeiterklas-
se eine wesentliche Rolle, wie die Aktivitäten 
des SPD-Parteivorstandes mit dem Tenor 
„Hochschule und Arbeitnehmerschaft“ bezeu-
gen.

Die vorliegenden Ergebnisse des Gesamthoch-
schulprojekts sind gemessen an seiner Ziel-
setzung relativ gering, schon deshalb, weil 
nur Nordrhein-Westfalen prinzipiell für die 
Schaffung integrierter Gesamthochschulen 
eingetreten ist und dies auch künftig nach 
Auffassung der jetzigen SPD-Landesregie-
rung tun will. Dieser „Alleingang“ stößt auf 
erbitterten Widerstand konservativer Kräfte 
in- und außerhalb der Hochschule. Das ver-
deutlichen die Auseinandersetzungen im Se-
nat der Universität Dortmund und gleichfalls 
der kürzliche Rücktritt des Gründungssenats 
der Gesamthochschule Paderborn. Eine von ' 
der Bundesregierung angestrebte einheitliche

Gesetzes auch weiterhin vorgesehen, obwohl 
seine jetzige Fassung der Gesamthochschule 
keinerlei Vorrang mehr einräumt. Entspre-
chende Festlegungen enthielten die 1970 bis 
1972 erlassenen Gesetze und Verordnungen 
über die Gesamthochschule Kassel, das Ge-
samthochschulentwicklungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie die anderer Bun-
desländer, .in denen faktisch dieser neue 
Hochschultyp noch nicht existiert. Jedoch ist 
dieser Bildungsaspekt allein nicht entschei-
dend für den Charakter der integrierten Ge-
samthochschule oder generell die Schaffung 
von Gesamthochschulen in der Bundesrepu-
blik. Es handelt sich vielmehr um ein kom-
plexes „politisches Problem“, wie der AStA 
der Universität Dortmund in seinem vorjähri-
gen Votum völlig zu Recht festgestellt hat.’
Mit dem Gesamthochschulprojekt verfolgten 
die Herrschenden bereits vor der SPD/FDP- 
Regierungskoalition sozialökonomische und 
politische Ziele, die sioh vorrangig aus der 
Bildungsexpansion des Sekundär- und Ter-
tiärbereichs ergaben. Der für 1970 erwartete 
rasche Anstieg der Zahl der Hochschulstu-
denten sowie deren prognostizierte Verdop-
pelung bis 1980 erforderte neue Lösungen des 
Kapazitätsproblems. Eine solche boten Aus-
bildungsgänge „im Rahmen von Gesamthoch-
schulen“ mit spezifiziertem Profil auf dem Ni-
veau der Fachhochschule, die nur etwa */s der 
Ausbildungskosten bisheriger Hochschulstu-
diengänge betragen sollten.® Ebenso ent-
sprach ihre Ausrichtung auf ingenieurtechni-
sche Disziplinen und die Ausbildung von Leh-
rern für naturwissenschaftliche Fächer den 
Verwertungsbedürfnissen des Kapitals. Die 
Monopole hatten mehrfach den Rückstand in 
beiden Kategorien kritisiert, so auch durch 
Stellungnahmen des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI)."
Das veranlaßte führende Politiker der 
CDU/CSU, die Idee der Gesamthochschule auf 
Bundes- und Landesebene zu vertreten. So 
faßte der Ministerrat von Baden-Württem-
berg schon im April 1969 einen Beschluß 
„zum Rahmenplan für einen differenzierten 
Hochschulbereich“, der auf den „Gesamthoch-
schulbereich“ orientiert war.10 In Hessen 
stimmte die CDU dem von der SPD einge-
brachten Vorschlag zru Errichtung der Ge-
samthochschule Kassel mit naturwissen-
schaftlich-technischem Schwerpunkt zu. 
Selbst in Bayern wurden vier Hochschulen 
formal als Gesamthochschuleinrichtungen de-
klariert.11
Die neue Struktur- und Onganisationsform 
der Gesamthochschule schien der Monopol-
bourgeoisie auch geeignet, um die Erforder-
nisse einer kurzfristigen Ausbildung bei 
gleichzeitiger Lenkung der Studierenden und 
effektiveren Nutzung der personellen und 
materiellen Fonds besser realisieren zu kön-
nen. Diese Möglichkeit demonstriert das An-



I

ÖU1U, 

reich«

12

liehe Biklungspolitiker bereits in den Grund-
zügen entworfen, bevor SPD und FDP die

2. Zur Erweiterung der vorhandenen Kapazität 
des Hochschulbereichs

Auch diese zweite „Zielsetzung“ der Neuge-
staltung des Hochschulwesens hatten bürger-

Regelung wurde durch die jahrelange Verzöge-
rung des Hochschulrahmengesetzes verhin-
dert. Demzufolge konnten die bestehenden 
Gesamthochschulen nur geringfügig das Ka-
pazitätsproblem beeinflussen und ebenso nur 
eine relativ kleine Zahl ingenieurwissen-
schaftlicher Absolventen ausbilden. Im Win-
tersemester 1973/74 studierten nur 4,2 Prozent 
aller Hochschulstudenten der BRD an Ge-
samthochschulen. Wenngleich ihr Anteil auch 
in den nächsten Jahren nur verdoppelt wer-
den sollte, bewirkte die ausstehende bundes-
einheitliche Festlegung, daß inzwischen nur 
noch einige Bundesländer die Gesamthoch-
schule als Reformziel vertreten.’5

Dennoch darf der Modellcharakter der beste-
henden Gesamthochschulen nicht völlig igno-
riert werden, insbesondere in Hinsicht auf die 
praktische Erprobung integrierter Studien-
gänge und des Kurzzeitstudiums. Darüber 
hinaus propagiert die offizielle Bildungspoli-
tik die Ergebnisse des neuen Hochschultyps 
in sozialer Beziehung, als Beispiel realer 
„Chancengleichheit“, da hier weitaus mehr 
Arbeiterkinder ein Studium aufgenommen 
haben.’6 Das ändert zwar keineswegs das 
nach, wie vor herrschende bürgerliche Bil-
dungsprivileg, ist aber geeignet, sozialrefor-
mistische Illusionen zu unterstützen. Selbst 
diese relativ bescheidenen Ansätze der Ge-
samthochschulidee, die durchaus den Interes-
sen des imperialistischen Systems nützlich 
sind, werden aber gegenwärtig von einfluß-
reichen Monopolgruppen ignoriert. Auf Drän-
gen von CDU/CSU entfielen im Hochschul-
rahmengesetz alle verbindlichen Aussagen 
zur integrierten und überhaupt zur Gesamt-
hochschule, obwohl einige Jahre vorher das 
Gesamthochschulprojekt allgemeine Zustim-
mung fand.
Der wesentliche Grund für diese Wendung 
besteht in der ablehnenden Haltung der Mo-
nopolverbände, die die Gesamthochschulen 
unter Regie der SPD als systemgefährdend be-
trachten, weil diese die Wirksamkeit einer or-
ganisierten antikapitalistischen Studentenbe-
wegung nicht verhindern konnte. So kritisier- gewichen, ^aber starke Landesverbände ihrer 
te schon 1971 ein Arbeitskreis des BDI die in —J *- J—
der Gesamthochschule sich äußernde „Soziali-
sationstendenz“, die das bestehende Gesell-
schaftssystem ablehne und mit überzogenen 
Mitbestimmungsforderungen verbunden sei.
Zwei Jahre später trat der BDI prononciert 
gegen die integrierte Gesamthochschule auf,

wobei er sich auf die Begründung -stützte, die-
ser Hochschultyp führe zu „funktionsunfähi-
gen Mammutgebilden“. Die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) warnte generell davor, sich auf das 
Modell der Gesamthochschule festzulegen und 
forderte gründliche Modellversuche.’7 Dar-
über hinaus forcieren Bayern und Baden- 
Württemberg den Ausbau von Fachhochschu-
len, die eine konzernnahe Ausbildunng gestat-
ten und die bisherige „Bildungspyramide“ ge-
währleisten. Deshalb lehnte der bayrische 
Kultusminister kürzlich die Schaffung von 
Gesamthochschulen faktisch ab und betonte 
den weiteren Ausbau der von der „deutschen 
Wirtschaft“ gelobten „praxisbezogenen“ 
Fachhochschule.’0
Trotzdem bedeutet das noch nicht, daß die 
Herrschenden das Gesamthochschulprojekt 
völlig aufgegeben haben, da seine sozialöko-
nomischen Begründungen im wesentlichen 
auch weiter wirksam sind. Deshalb treten sie 
zumeist für seine partielle Realisierung aus 
politischen oder ökonomischen Motiven ein, 
wie die „Gesamthochschulmodellversuche“ in 
Baden-Württemberg sowie die vorgesehene 
Bildung einer kooperativen Gesamthochschu-
le Mannheim/Ludwigshaven, die von der 
BASF gebilligt wird, bezeugen.”
Allerdings ist noch nicht abzusehen, wie sich 
eine mögliche CDU-geführtc Bundesregierung 
zu diesem Projekt insgesamt verhalten würde. 
Auf jeden Fall wäre sie bemüht, alle sich 
daraus ergebenden demokratischen Bewegun-
gen zu paralysieren und die Gleichstellung 
der Lehrenden zu verhindern, wie das im 
Mitbestimmungsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts bereits vorgezeichnet ist.20 Die-
ser antidemokratische Kurs muß aber 
zwangsläufig den Widerstand derjenigen 
Kräfte verstärken, die eine demokratische in-
tegrierte Gesamthochschule „im Interesse des 
Menschen“ fordern, wie es der AStA der Uni-
versität Dortmund formulierte. Die rechtsso-
zialdemokratischen Politiker sind zwar vor 
dem Druck der Monopole auch in Hinsicht 
auf die integrierte Gesamthochschule zurück- 
gcwiuicn, auci bidikc Ldiküesverbänue iiiier 
Partei und auch der DGB treten weiterhin 
dafür ein. Deshalb bleibt die ebenso von der 
DKP und dem MSB „Spartakus“ geforderte 
demokratische integrierte Gesamthochschule 
aktuell, wenngleich gegenwärtig andere bil-
dungspolitische Forderungen der Arbeiter-
klasse dringlicher sind.2'
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Kurzstudiums für fast die Hälfte aller Stu-
denten hinausläuft. Zugleich kalkuliert er 
dabei ein, „daß sie auf dem Arbeitsmarkt teil-
weise Stellen oder Tätigkeiten annehmen müs-
sen, die weder traditionell akademischer Vor-
stellung noch ihrem Studienfach entspre-
chen .. ,“24 Eine solche Regelung entspricht 
unter den gegenwärtigen Bedingungen durch-
aus den Verwertungsbedürfnissen des Kapi-
tals, zumal sie die von der Monopolbourgeoi-
sie geforderte soziale Selektion gewährleisten 
würde. Trotzdem bieten auch diese Maßnah-
men keine Gewähr, die im Kapitalismus un-
vermeidliche spontane Entwicklung von „Bil- 
dungs- und Beschäftigungssystem“ generell 
zu regulieren. Davon zeugen die Widersprü-
che zwischen dem „geplanten“ Anteil der 
Fachhochschulstudenten und dem bisherigen 
Ergebnis ebenso wie die Tatsache, daß die 
laut Bildungsgesamtplan 1980 zu erreichen-
den Studentenzahlen schon heute überholt 
sind.25
Die beachtliche quantitative Veränderung des 
Hochschulbereichs der BRD in den letzten 
Jahren, die im wesentlichen der 1969/70 ange-
strebten Zielstedlung adäquat ist, konnte die 
grundsätzliche Neugestaltung des Hochschul-
wesens nur in einigen Positionen anbahnen.
Das gilt besonders für den prozentualen An-
teil von Abiturienten und Studenten am je-
weiligen Altersjahrgang sowie die Höhe der 
verausgabten Bild-ungjsfonds, bei denen die 
Bundesrepublik im internationalen Vergleich 
weit zurück lag. Während der Regierungskoa-
lition von SPD/FDP wurde dieser Rückstand 
bedeutend abgebaut, so daß diese Seite der 
Bildungspolitik auch von CDU/CSU mitver-
antwortet wurde. Erst mit einer möglichen 
Ablösung 1976 und der vertieften zyklischen 
Krise haben die Herrschenden durch die Mo-
nopolverbände und die Unionsparteien auch 
die Hochschulpolitik der gegenwärtigen Re-
gierung als „verfehlt" interpretiert. Dabei 
kritisieren sie zur Zeit insbesondere den 
„Spung in die Quantität“, den „bildungspoliti-
schen Quantitätsnausoh“, den sie als Ursache 
der „Bildungskatastrophe“ ausgeben.26 Mit 
dieser Version wollen sie nicht nur davon ab-
lenken, daß CDU/CSU die BRD erst in die 
Bildungsmisere hineingeführt haben, sondern 
überhaupt die Bildungsreform diskreditieren. 
Solche Argumente dienen vordergründig der 
Wahlkampfvorbereitung der reaktionär-kon-
servativen Kräfte und sollen insbesondere die 
vorhandene breite Basis für ein demokrati-
sches Bildungswesen erschüttern. Deshalb 
wenden sich diese Kreise ziemlich eindeutig 
gegen die von den Gewerkschaften geforderte 
„Öffnung der Hochschulen zur Gesellschaft 
hin“, die Bundeswissenschaftsminister Rohde 
jetzt als eigenes Anliegen der Bundesregie-
rung in gewisser Weise übernommen hat.
Durch diese Manipulierung konnten die Herr-
schenden bei einem Teil der Bevölkerung

Bundesregierung bildeten. Sie verkörperte 
daher nicht in erster Linie demokratische 
Forderungen, sondern ergab sich aus dem 
Anpassungszwang des BRD-Imperialismus an 
das vom Sozialismus bestimmte neue interna-
tionale Kräfteverhältnis und die Erfordernis-
se der wissenschaftlich-technischen Revolu-
tion. So erklärte Georg Picht 1965: „Bildungs-
notstand heißt wirtschaftlicher Notstand ... 
Die Zahl der Abiturienten bezeichnet das gei-
stige Potential eines Volkes, und von dem 
sind in der modernen Welt die Konkurrenzfä-
higkeit der Wirtschaft, die Höhe des Sozial-
produkts und die politische Stellung abhän-
gig.“22
Damit artikulierte er den damaligen Trend 
bürgerlicher Wachtumstheorien, den die OECD- 
Konferenz „Wirtschaftliches Wachstum und 
Bildungsausgaben“ 1961 befürwortete. Hajo 
Riese hatte schon früher als Picht auf den 
Zusammenhang zwischen technischem Fort-
schritt und Bildu-ngskostcn verwiesen, den die 
Herrschenden der BRD nach dem „Sputnik-
schock“ auch zu honorieren bereit waren.23
Demzufolge interessierte sie Bildung primär 
als Wachstumsfaktor und nicht als wesentli-
ches Element der menschlichen Persönlich-
keit, obwohl ihre Ideologen das selbst heute • 
noch verkünden. So orientierten sie auf die 
Erhöhung des Bestandes an hochqualifizierten 
Kadern und bauten den Gymnasialbereich re-
lativ großzügig aus. Von 1960 bis 1970 verdop-
pelte sich dadurch die Übergangsquote in die-
ser Bildungsstufe, ohne daß gleichzeitig die 
Hochschulkapazität entsprechend erweitert 
wurde. Dadurch beschränkte sich die Bil-
dungsexpansion im wesentlichen einseitig auf 
die Kinder bürgerlicher Schichten und rief 
außerdem den Numerus clausus hervor, wo-
mit eine neue Quelle studentischer Unruhen 
entstand. Das veranlaßte die neue Bundesre-
gierung, 1970 auf der Grundlage ihrer Bil-
dungskonzeption einen „Fünf-Jahr-Plan zur 
dauerhaften Beseitigung des Numerus clau-
sus“ anzunehmen. Dazu gehörte ein „Schnell-
bauprogramm“ für Erweiterungsbauten beste-
hender Hochschulen, wodurch bis Dezember 
1971 30 000 neue Studienplätze geschaffen 
wenden konnten. Darüber hinaus sollte im 
Rahmen des planmäßigen Hochschulbaus die 
Differenz zwischen Bewerberzahl' und Stu-
dienplätzen verringert werden und so schließ-
lich der Numerus clausus gänzlich der Ver-
gangenheit angehören. Diese Vorstellungen 
blieben irreal, obwohl die „Rahmenpläne für 
den Hochschulbau“ insgesamt erfüllt wurden 
und 1974 etwa 170 000 .neue Studienplätze zur 
Verfügung standen. Im heutigen Jahr müssen 
rund 100 000 Studierwillige auf ein Hoch-
schulstudium verzichten, und bis 1988 könnte 
sich ihre Zahl verfünffachen. Deshalb erwägt 
der Wissenschaftsrat eine „radikale Kehrt-
wendung“ zum Numerus clausus, die auf eine 
obligatorische Einführung des dreijährigen
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Die bildungspolitische -Konzeption der Bun-
desregierung sprach von einem erheblichen 
Lehrermangel, den sie durch „zukünftige Pla-
nungen“ beseitigen wollte. Dabei spielten die 
inhaltlichen „Grundsätze für die Reform der 
Lehrerbildung“, die den Hochschulbereich in 
starkem Maße tangierten, eine wesentliche 
Rolle.30 Die Ausbildung an den lehrerbilden-
den Fachbereichen und Fakultäten war und 
ist unzulänglich, insbesondere hinsichtlich der 
Orientierung auf die künftigen Berufsaufga-
ben. Sie ging vielfach an den Berufsmotiva-
tionen der Studenten vorbei, so daß hier die 
Ausfallquote während des Studiums über-
durchschnittlich anstiog.31 Dadurch verstärk-
te sich der chronische Lehrermangel, der 
heute trotz der Zwecklüge von der „Lehrer-
schwemme" existiert.
Unter dem Druck von CDU/CSU blieben die 
Reformvorstellungen der Bundesregierung 
von Anfang an inkonsequent und entsprachen 
noch nicht einmal den bürgerlich-demokrati-
schen Reformansätzen, die von dert„Bundes- 
assitentenkonferenz“ 1970 verabschiedet 
wurden. Diese basierten auf dem Modell der 
integrierten Lehrerausbildung, welche die 
Trennung der Ausbildung nach Schularten 
überwinden wollte. Dadurch sollten gleich-
wertige Qualifikationen sowie ein relativ ein-
heitlicher sozialer und beruflicher Status al-
ler Lehrer erreicht werden. Zugleich plante 
man damit einen durchgängigen Aufbau des 
gesamten Studiums und die Integration von

Theorie und Praxis unter ausbildungs- und 
berufspolitischem Aspekt. Bei diesem Projekt 
war der Gesamthochschule eine wesentliche 
Funktion zugodacht.
Eine solche Zielsetzung stieß zwangsläufig an 
die Grenzen des herrschenden gesellschafts-
politischen Systems, da insbesondere das Pro-
blem der inhaltlichen Lernprozesse relevant 
wurde. Die Herrschenden waren aber keines-
falls daran interessiert, gesellschaftliche Kon-
flikte aufzudecken. In diesem Sinne sprach 
sich die BDA gegen die Pädagogik aus, die 
ein „hochstilisientes Konfliktbewußtsein" 
züchte, anstelle dem einzelnen „Hilfen 
Lebensbewältigung" zu geben.32 Viele Leh-
rerstudenten haben inzwischen erfahren, daß 
reale Reformen in der Lehrerausbildung nur 
durch hohen persönlichen Einsatz und konse-
quenten Kampf gegen die Monopole und ih-
ren Staat möglich werden können. Davon 
geht auch das „Aktionsprogramm“ des MSB 
Spartakus aus, das hinsichtlich einer „demo-
kratischen Lehrerausbildung“ viele Forderun-
gen der Konzeption der integrierten Lehrer-
ausbildung übernommen hat. Andererseits 
enthält aber diese Konzeption verschiedene 
Vorstellungen, die ihrem Wesen nach erst im 
Sozialismus zu verwirklichen sind, so u. a. die 
Herstellung der Einheit von Lehrerausbildung 
und beruflicher Praxis.
Die Bundesregierung war sich bewußt, wie 
politisch brisant das gesamte Projekt war und 
übernahm deshalb nur seine Termine in ihren

Das ist wahrlich keine positive Bilanz sozial-
liberaler Hochschulpolitik, auch wenn man 
ihr CDU/CSU-Erbe in dieser Hinsicht in 
Rechnung stellt. Jedoch anders konnte sie im 
Prinzip nicht ausfallen, da noch so umfang-
reiche materielle Mittel die Gesetzmäßigkei-
ten der kapitalistischen Produktionsweise 
nicht aufheben können. Aus diesem Gruryde 
muß man auch das von H. Rohde angekündig-
te weitere „finanzielle Engagement der öf-

Stimmungen erzeugen, die sich gegen den 
weiteren quantitativen Ausbau des Bildungs-
wesens und insbesondere des Hochschulbe-
reichs richten. Dadurch mit bedingt sah sich 
der Bundeskanzler veranlaßt, die Hochschule 
zu „mehr Transparenz“ aufzufordern, um dem 
„Gedanken“ entgegenzuwirken, daß sie „ein 
unkontrollierter Unruheherd oder ein Faß 
ohne Boden sei“. Andererseits mußte er da-
von sprechen, daß sich heute die bundesdeut-
schen Hochschulen in „einem Komplex von 
Dilemmata“ befinden.27

fentlichen Hand . ..“ real einschätzen.28 Selbst 
wenn die Kapazität des Hochschulbereichs in 
den nächsten Jahren 885 000 Studienplätze er-
reicht, können damit die grundlegenden Pro-
bleme einer demokratischen Hochschulrefrom 
nicht gelöst werden, zumal diese Zahl unter 
der des Bildungsgosamtplans liegt. Dennoch 
kann es der Arbeiterklasse und ihren Ver-
bündeten nicht gleichgültig sein, ob der impe-
rialistische Staat viel oder wenig in das Bil-
dungswesen investiert. In diesem Sinne sehen 
die 1974 von der DKP verabschiedeten „So- 
fortvorschläge für bessere Bildung und Be-
rufsbildung“ auch vor: „Finanzierung der Bil- 
dungs- und Berufsbildungsreformen zu La-
sten von Rüstung und Profit sowie durch 
weitere Reformen, die Geld einbringen."21' 
Ähnliche Forderungen stellen demokratische 
Jugend- und Studenten vorbände, die deshalb 
auch den weiteren Ausbau des Hochschulbe- 
reichs als dringlich ansehen und sich gegen 
die „Sparmaßnahmen“ der Bundesregierung 
an den Hochschulen zur Wehr setzen.
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4. Hauptergebnisse und Konsequenzen der 
Reformbilanz

beispielsweise
Gleichstellung

auf die Erfor- 
der Berufspraxis

„Kernstück“ der angekündigten Hochschulre-
form, die weder zu demokratischen Erzie-
hungszielen noch relevanten Bildungsinhalten 
führte. Selbst pluralistische Konzeptionen, die 
bescheidene Ansätze geselLschaftskritischen 
Denkens gestatteten, wurden als „marxisti-
sche Indoktrination“ verteufelt. Zumeist wich 
die SPD-Führung von dem rechten Druck zu-
rück und opferte verschiedentlich sogar ihre 
Bildungsmir istcr, wie die Auseinandersetzung

„Zielvorstellungen“, ohne beispielsweise die 
geforderte berufliche Gleichstellung aller 
Lehrer zu berücksichtigen. Schließlich nahm 
sie infolge der Aktivitäten der Unionsparteien 
von der von ihr selbst geforderten „gleich-
wertigen Ausbildung“ aller Pädagogen Ab-
stand.33 Dadurch begünstigte sie sowohl die 
„Auseinanderentwicklung der Lehrerausbil-
dung“ in den Bundesländern als auch die zu-
nehmende Trennung der Ausbildungsphasen 
in Hochschulen und Seminaren.34 Eine Bilanz 
der Lehrerbildung ist in dieser Hinsicht völlig 
negativ, so daß der Bundeswissenschaftsmini-
ster sich jetzt veranlaßt sah, einige Zwischen-
lösungen in bezug auf die Hauptschule vorzu-
schlagen. Reale Veränderungen setzen aber 
große finanzielle Mittel und verringerte Klas-
senfrequenzen voraus. Es ist nicht anzuneh-
men, daß mit gekürzten Haushalten die Länder 
die notwendigen Mehrausgaben leisten oder 
künftig mehr Lehrer einstellen werden. 
Ebensowenig sind z. Z. durchgreifende Regie-
rungsmaßnahmen für den von der DKP ge-
forderten „Übergang zur einheitlichen Ge-
samtschule“ . zu erwarten, obwohl dieser 
Schultyp auch von der SPD vertreten wird. 
Dagegen bekämpft die CDU/CSU das Gesamt-
schulprojekt und verhinderte bisher seine 
Realisierung.
Im Rahmen des Bildungsgesamtplans ist zwar 
eine wesentliche organisatorische Verände-
rung der Lehrerausbildung vorgesehen, aber 
bis jetzt scheiterte auch diese am Widerstand 
der Unionsparteien. Außerdem hätte sie nur 
einen realtiv geringen Einfluß auf die erfor-
derliche inhaltliche Neugestaltung der Hoch-
schulausbildung für Pädagogen. Diese Proble-
matik verdeutlichte sich bereits während der 
Modellversuche zur integrierten Lehreraus-
bildung an der Universität Oldenburg. Das 
vorgesehene „Projektstudium“ konnte nur ge-
ringfügig politisch relevanten Bezug nehmen, 
da die „Rahmenordnurrg“ des Kultusministe-
riums die Inhalte der Projekte begrenzte. So 
wurden nur solche anerkannt, die „in ihrer

Die neue Bundesregierung war mit dem An-
spruch einer vorrangigen „Bildungspolitik in 
der Gesamtpolitik“ angetreten, die eine demo-
kratische „Hochschulreform einschließen soll-
te, wonach „alle Angehörigen der Hochschule 
an den Entscheidungsprozessen zu beteiligen“ 
sind.30 Diesem Anspruch ist sie nicht gerecht 
geworden, wie selbst ihre „Bildungspolitische 
Zwischenbilanz“ eingostchen muß. Das be-
trifft vor allem die „Studienreform“ als

zentralen Fragestellung ... 
schung der Voraussetzungen 
des Lehrers geriohtet sind“.35 
So hat das imperialistische System außer dem 
Berufsverbot für demokratische Lehrer noch 
mannigfache Möglichkeiten, um die Vorherr-
schaft der bürgerlichen Ideologie zu sichern. 
Davon zeugt ebenso die Grundsatzentschei-
dung des baden-württembergischen Verwal-
tungsgerichtshofes, der die Klage einer Lehr-
amtsbewerberin zurückwies. Das Gericht be-
gründete sein Unteil mit dem Berufsziel der 
Klägerin, das zu „politisch-weltanschaulicher 
Neutralität im Geiste der Toleranz“ . ver-
pflichte und mit einem marxistischen „In-
strumentarium“ unvereinbar sei. Auf diese 
Weise wurde erstmals in der BRD ein „vorge-
zogenes Berufsverbot“ legalisiert.36
Die Misere der Lehrerausbildung widerspie-
gelt sich ebenso in der manipulierten Lehrer-
arbeitslosigkeit, u. a. in Niedersachsen. Dort 
gibt es nicht nur eine hohe „Sitzenbleiber- 
Quote an den Hauptschulen und einen be-
trächtlichen Stundanausfall in den Gymnasi-
en, sondern zugleich etwa 3000 nichtbeschäf-
tigte Lehrer. Der Vorsitzende der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft, Erich 
Frister, verglich im Zusammenhang mit der 
von reaktionären BLldungspolitikern progno-
stizierten „Lehrerschwemme“ den Mechanis-
mus der Lehrerlenkung mit dem der EWG 
für die „Schweine- und Rindfleischproduk-
tion“.37 Der Vergleich trifft jedoch nur in 
Hinsicht auf den Konjunktur-Krisenzyklus 
zu, denn Lehrerarbeitslosigkeit hat es 
in kapitalistischen Ländern, so gese-
hen, immer gegeben. Im Grunde genommen 
geht es um die Unfähigkeit der Herrschenden, 
dieses dringende gesellschaftliche Problem im 
Interesse der arbeitenden Bevölkerung zu lö-
sen. Das bedeutet aber keinen Verzicht auf 
den Kampf um eine demokratische Lehrer-
ausbildung und die Einstellung von mehr 
Lehrern, die beide in den „DKP-Sofortmaß- 
nahmen“ gefordert werden.
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wm die „Rahmenrichtlinien“ für Gesell- 
schaftskunde in Hessen verdeutlichte. -Erst 
kürzlich hat der Bundeswissenschaftsminister 
auf die überholten Studieninhalte verweisen 
müssen, denen „weiterhin die notwendige Be-
ziehung zu den tatsächlichen Anforderungen 

. der Arbeitswelt“ fehle.” Ebensowenig wurde 
das bürgerliche Bildungsprivileg beseitigt, 
wenngleich • heute mehr Arbeiterkinder als 
vor 1969 studieren. Das umschrieb die „Bil-
dungspolitische Zwischenbilanz“ mit folgen-
den Sätzen: „-Der Ausbau des Bildungswesens 
in den vergangenen Jahren hat auch zu einer 
gewissen Öffnung für bisher benachteiligte 
Gruppen geführt. Diese Entwicklung ist je-
doch noch keinen Hinweis auf eine allgemeine 
Entschärfung des Problems der sozialen Un-
gleichgewichte.“ Die in dem Material ange-
führten Fakten beweisen eindeutig, daß aus-
schließlich Arbeiterkinder vom Kindergarten 
bis zur Berufsschule benachteiligt sind.40 
Schließlich treten gegenwärtig bestimmte 
Gruppen in- und außerhalb von CDU/CSU 
immer unverholener gegen das Prinzip der 
„Chancengleichheit“ auf. Selbst Rohde findet 
es „beängstigend“, wie intensiv „angeblich 
.objektive Arbeitsmarktbedingungen‘ gegen 
den Abbau von Bildungsprivilegien und die 
Vergrößerung der Bildungschancen ange-
führt“ werden..41
Unter dem Druck der Monopole und von 
ODU/CSU verzichtete die Bundesregierung 
auch auf die versprochene Mitbestimmung. 
Das Hochschulrahmengesetz schränkt nun-
mehr das in verschiedenen Ländergesetzen fi-
xierte Mitbestimmungsrecht noch mehr ein. 
So verfügen in allen Entscheidungsgrenien 
die Professoren über die absolute Mehrheit 
der Stimmen, die darüber hinaus bei Ent-
scheidungen in Fonschungs- und Berufcfragen 
unbedingt erforderlich ist. Zugleich wurde die 
allgemeine Rechtsaufsicht des Staates über 
die Hochschulen in eine „Fachaufsicht“ er-
weitert, die der angekündigten „weitergehen-
den Autonomie“ völlig widerspricht.
Das alles führt schließlich zu einer negativen 
hochschulpolitischen Bilanz, die keinesfalls 
durch die aufwendigen materiellen und per-
sonellen Leistungen für den Hochschulbereich 
ausgeglichen werden kann. Andererseits hat 
die Hochschulpolitik der Bundesregierung 
verschiedene Ergebnisse aufzuweisen, die ob-
jektiv den Interessen des BRD-Imperialismus 
dienen. Dazu gehört erstens die wesentlich 
erweiterte staatsmonopolistische Regulierung 
des Hochschulwesens, die besonders in der 
jetzigen Fassung des Hochschulrahmengeset-
zes zum Ausdruck kommt. Die Unionsparteien 
konnten hierbei ihre reaktionären bildungs-
politischen Vorstellungen weitgehend durch-
setzen. Deshalb bezeichnete E. Frister das Ge-
setz als „häßliche Reformleiche“, und die VDS 
haben u. a. eine Verfassungsklage erwo-
gen.42 Das Hochschulrahmengesetz enthält ein

verschärftes „Ordnungsrecht“, welches sich 
generell gegen nahezu alle Aktivitäten demo-
kratischer Studenten wendet und diese re-
pressiv zu unterbinden sucht. Gegen die poli-
tische Interessenvertretung der Studierenden 
ist auch die „Kann-Bestimmung“ über die 
„Verfaßte Studentenschaft“ gerichtet.
Zweitens wuchs die Lehr- und Forschungska-
pazität des Hochschulbereidhs erheblich an, so 
daß trotz der Verdoppelung der Studenten-
zahlen eine bessere wissenschaftliche Betreu-
ung erreicht wurde und das Profil der Hoch-
schulforschung in hohem Maße den Anforde-
rungen des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts entspricht. Damit sind günstigere 
Verwertungsbedingungen für das Kapatil ge-
schaffen worden. Schließlich gibt es drittens 
ernsthafte Ansätze für eine erhöhte Effizienz 
der Hochschulen, die durch „Regelstudienzei-
ten“ und „Studienreformkommissionen“ u. a. 
organisatorisch-politische Instrumentarien 
weiter ausbaufähig sind. Viertens verhält sich 
heute ein größerer Teil des wissenschaftli-
chen Nachwuchses opportunistisch gegenüber 
der offiziellen Hoohschulpolitik, weil er infol-
ge der antidemokratischen Berufsverbotspra-
xis und des vorgesehenen Stellenabbaus den 
Verlust seiner sozialen Existenz befürchtet.
Demzufolge reduzieren sich die Reformvorha-
ben der Bundesregierung im Hochschulbe-
reich bis heute nur auf einige Anpassungs-
maßnahmen an die gegenwärtigen neuen Exi-
stenzbedingungen des imperialistischen Sy-
stems in der BRD. Die Hauptursache dafür ist 
in den kapitalistischen Herrschafts- und Pro-
fitbedingungen und in der Zurücknahme der 
Reformverheißungen der rechtssozial-demo-
kratischen Politiker zu suchen. Unter ver-
schärften Krisenerscheinungen verringert sich 
zwangsläufig der Spielraum der Herrschen-
den für sozialrefonmistische Manöver, so daß 
die Monopole massiver darauf drängen, „noch 
weniger staatliche Investitionen in gesell-
schaftliche Aufgaben zu stecken, sondern sie 
verstärkt zur Sicherung von Kapitalprofiten 
einzusetzen“.43 Diesem Druck hat sich die 
SPD-Führung bisher stets gebeugt, wie auch 
die von Helmut Schmidt jetzt eindeutiger als 
sonst akzentuierte Hochschulpolitik der SPD-
geführten Bundesregierung verdeutlicht. Das 
von ihm skizzierte Bild der Hochschule von 
morgen entspricht prinzipiell den objektiven 
Erfordernissen des Imperialismus und der 
sich verschärfenden internationalen Konkur-
renz der Monopole. Die moderne Hochschule 
wird als wichtiger Bestandteil der „Gesamtge-
sellschaft“ und als „riesenhafter Dienstlei-
stungsbetrieb* ‘aufgefaßt, der durch kapitali-
stisches Management noch effektiver gestaltet 
werden soll.44
Eine solche Gesellschafts- und Hochsch'ulkon- 
zeption kann aber nicht allein auf dem Ver-
ordnungswege realisiert werden. Deshalb su-
chen die rechtssozialdemokratischen Führer
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Verstärkter Druck der Monopole 
auf das Hodischulwei der BRD

Einfluß 
auf die Forschung

• (Institut für internationale Studien an der Karl-Marx-Universität Leipzig. - Der Aufsatz ist der Zeitung ,,IPW- 
Benchte" 12/75 entnommen.)

In diesem Zusammenhang bauten die Groß-
konzerne vor allem ihren unmittelbaren Ein-
fluß auf die Hochschulforschung aus. Ein äu-
ßeres Anzeichen für die Verflechtung von 
Einrichtungen der Hochschulforschung mit 
der Großindustrie war z. B. die feierliche 
Verleihung des Dr.-Ing. ehrenhalber durch 
die Technische Universität Stuttgart an den 
Firmenchef der Messersc'hmitt-Bölkow- 
Blohm GmbH, Ludwig Bölkow. Der Rektor 
der TU Stuttgart erklärte dazu: „Die Aus-
zeichnung trifft keinen Unbekannten. Bölkow 
ist ein Begriff geworden.. .“4 Dieses große 
Unternehmen, das bestimmte Bereiche des 
Hochschulwesens beeinflußt, ist,ein „Begriff“ 
insbesondere in der BRD-Rüstungswirtschaft.

sich unter Leitung von Hans Dichgans (CDU) 
den Arbeitskreis II Hochschule/Wirtshcaft als 
Instrument zur Steuerung der Hochschulpoli-
tik.2
Auch auf regionaler Ebene konstituierte sich 
im ersten Halbjahr 1972 ein sogenanntes Lan-
deskuratorium Nordrhein-Westfalen des Stif-
terverbandes der Deutschen Wissenschaft, das 
sich gezielt mit der Durchsetzung der Mono-
polinteressen an den Hochschulen dieses Bun-
deslandes beschäftigt. Dem Kuratorium gehö-
ren die Landesverbände des BDI, der BDA 
und ebenfalls die größten Monopole an. Als 
Vorsitzender wirkt hier bezeichnenderweise 
Pröf. Biedenkopf, ehemaliger Rektor der Uni-
versität Bochum und Geschäftsführer der 
Henkel GmbH, jetzt Generalsekretär der 
CDU.3 Unter diesen Umständen verstärkte 
sich zu Beginn der siebziger Jahre der Druck 
der Monopole auf die Hochschulpolitik und 
die einzelnen Hochschulen in der BRD.

Die Monopolverbände unternehmen gegen-
wärtig große Anstrengungen, um an den 
Hochschulen der BRD ein Konzept umzuset-
zen, das auf eine beschleunigte Anpassung 
und Formierung des gesamten Studienablau-
fes und Studieninhaltes, der Ausrichtung der 
mittleren und höheren Führungskräfte an 
den Hochschulen auf die hochschulpolitische 
Linie der Konzerne und auf einen Abbau der 
demokratischen Rechte drängt. Zugleich för-
dern sie verstärkt den politisch-ideologischen 
Kampf gegen Demokraten und die weitere 
Formierung der konservativen und system-
stabilisierenden Kräfte an den höchsten Bil-
dungsstätten.
Anfang der siebziger Jahre begannen die 
Spitzenverbände des BRD-Monopolkapitals in 
erhöhtem Maße, in der Öffentlichkeit ihre In-
teressen und Vorstellungen über die Ausge-
staltung des Hochschulwesens der BRD zu 
propagieren. So veröffentlichte der Bundes-
verband der Deutschen Industrie (BDI) ein 
Memorandum „Zur Lage von Forschung, Leh-
re und Studium an den Hochschulen der Bun-
desrepublik 1971“, und der Präsident der 
Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände 
(BDA) gab 1972 eine „gesonderte Stellungnah-
me“ zur Lage an den Hochschulen heraus. 
Ebenso traten die Organisationen des Mono-
polkapitals mit Erklärungen zu den Entwür-
fen eines Hochschulrahmengesetzes der BRD- 
Regierung auf. Zugleich kam es zur Grün-
dung von Führungszentren zur Entwicklung 
und Umsetzung der hochschulpolitischen Vor-
stellungen und Forderungen der größten Mo-
nopolverbände.
Der BDI gründete 1970 den Präsidialarbeits-
kreis für Forschung und Wissenschaft, der ei-
nen ganzen Katalog von Forderungen für die 
Ausrichtung der BRD-Hochchulen heraus-
gab. Vorsitzender dieses Kreises war damals 
Prof. Adolf Steinhofer, Badische Anilin- & 
Soda-Fabrik. Jetzt übt diese Funktion der 
Vorsitzende des Vorstandes der Knoll AG, 
Prof. Dr. Ernst Biekert, aus.1 Die BDA schuf
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daß sozialistische und bürgerlich-humanisti-
sche Gedanken ihren Einfluß unter der Stu-
dentenschaft noch erhöhen.
Obwohl die Großkonzerne feste Positionen in 
der Hochschulforschung besitzen, von den 
Hochschulen mehr Absolventen als zuvor er-
halten (z. Z. studieren an den Hochschulen 
der BRD 790 000 Studenten), der staatsmono-
polistische Herrschaftsmechanismus sich im 
Hochschulwesen ausgedehnt hat und die poli-

Der Hauptstoß in der Hochschulpolitik der 
Monopolverbände der BRD konzentriert sich 
auf die Gestaltung einer den staatsmonopoli-
stischen Bedingungen entsprechenden poli-
tisch-ideologischen Leitung der Hochschulen, 
insbesondere auf die inhaltliche Ausrichtung 
des gesamten Studiums nach ihren Richtlini-
en. Dabei hat sich — unabhängig von beste-

Die Krise des kapitalistischen Bildungssy-
stems und die wachsende Überlegenheit des 
Sozialismus auch auf dem Sektor des Hoch-
schulwesens sind die entscheidenden Ursa-
chen für die verstärkten Aktivitäten der Mo-
nopole der BRD auf dem Gebiet der Hoch-
schulpolitik Hinzu kommen Folgeerscheinun-
gen der wissenschaftlich-technischen Revolu-
tion, die das Monopolkapital nicht im Interes-
se des Volkes, sondern des Profits zu lösen 
sucht. Die 1969 von der SPD/FDP-Koalition 
groß angekündigte demokratische Hochschul-
reform blieb aus, was einmal mehr bewies, 
daß der Imperialismus zwar über moderne 
Technik verfügt, aber nicht in der Lage ist, 
„elementare Lebensfragen der Menschen be-
friedigend zu lösen“.15 Der Sternmarsch von 
36 000 Studenten aus der gesamten BRD in 
Dortmund im Juni 1975 für die Sicherung ih-
rer materiellen Lage und die Verteidigung ih-
rer demokratischen Rechte unterstreicht diese 
Tatsache.
Auch in diesem Bereich wird wie in der ge-
samten gesellschaftlichen Ordnung der BRD 
deutlich, daß sich Wesen und innere Wider-
sprüche des Imperialismus nicht gewandelt 
haben. Die Vertreter der Spitzenverbände der 
Wirtschaft befürchten, daß die Krisenerschei-
nungen in der BRD die Aktionen der demo-
kratischen Kräfte an den Hochschulen stimu-
lieren und den geplanten weiteren reaktionä-
ren Formierungskurs verzögern könnten. Sie 
sind auch zunehmend von der Sorge geplagt,

(Zum gleichen Zeitpunkt der Auszeichnung 
Boikows begann der Konzern die Produktion 
eines Lenkflugkörper-Waffensystems der 
zweiten Generation „Milian“ — vorerst 10 000 
Flugkörper und 200 Bodenanlagen.)5
Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
(DIHT) informierte kürzlich, daß die Zusam-
menarbeit zwischen Industrie und Hochschu-
len sich besser als erwartet entwickelt habe. 
Die Kooperation von Wirtschaft und Hoch-
schule sei vor allem durch die Tätigkeit der 
Industrie- und Handelskammern in den ein-
zelnen Städten gut vorangekommen.6 Trotz-
dem sind die Monopole der BRD mit dem er- 
re.ichten Stand nicht zufrieden. Sie möchten 
ihren Einfluß auf die Hochschulforschung ju- • 
ristisch noch stärker abgesichert wissen. Fer-
ner wird die Forderung nach einer gesteiger-
ten Effizienz der Hochschulforschung für die 
Profitwirtschaft (so z. B. auf der Jahreskonfe-
renz vom 5. und 6. Mai 1975 seitens des BDI) 
erhoben.7 Diese Aktivitäten werden mit einer 
angeblichen Mission der kapitalistischen Un- 

der

henden Meinungsverschiedenheiten über das 
bereits mehrfach gescheiterte Hochschulrah-
mengesetz der BRD-Regierung — auch der 
Ton verschärft, mit dem die Exponenten des 
Großkapitals ihre Interessen anmelden. So 
wird von „unverzüglichen“ Maßnahmen ge-
sprochen, die die BDA von Bund und Län-
dern „fordert“.1* Sie sollen sich insbesondere 
gegen die antiimperialistisch-demokratische 
Bewegung in der Studentenschaft richten. 
Wilhelm Hennis, Sprecher des von Großkon-
zernen geförderten Bundes „Freiheit der Wis-
senschaft“, sieht die Ursachen für die soge-
nannte Unruhe an den Hochschulen, in dem 
„unbewältigten Massenproblem“ der Univer-
sitäten und in einem zu großen Einfluß der 
Demokraten. Helmut Schelsky, Theoretiker 
der konservativen Gesellschaftspolitik, er-

blickt in einem möglichen Prozeß der Demo-
kratisierung an den Universitäten eine Ge-
fährdung der bestehenden Ordnungskonzep- 
tion.10
Der BDA verlangt ganz offen den Einsatz der 
„staatlich ordnenden Kraft... gegenüber den 
Hochschulen", um die demokratische Bewe-
gung zu unterdrücken.” Damit wird deutlich, 
daß politische Aspekte der Herrschaftssiche-
rung das Primat besitzen und die gegenwärti-
ge Hochschulpolitik der Monopole einen Teil 
ihrer gesamten staatsmonopolistischen 
Machtpolitik darstellt.

ternehmer zur Rettung der „Freiheit“ 
Forschung an Universitäten motiviert, die 
sich als eine großangelegte Kampagne der 
Monopole zur Ausschaltung jeglicher demo-
kratischer Mitbestimmung in der Forschung 
und zur Durchsetzung ihrer Herrschaftsinter-
essen erweist.8
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tisch-ideologischen Positionen unter dem 
Lehrkörper weitestgehend im Sinne der herr-
schenden Ordnung gefestigt sind, entspricht 
die politisch-ideologische Orientierung eines 
wesentlichen Teils der Studenten nicht den 
Herrschaftsansprüchen des Monopolkapitals. 
Es gelang nicht, den Einfluß des marxisti-
schen Studentenbundes Spartakus und ande-
rer demokratischer Studentenverbände zu 
brechen. Auch die fachliche Ausbildung hat 
für die auf Profitmaximierung ausgerichteten 
gesellschaftlichen Verhältnisse noch nicht die 
geforderte Qualität erhalten.

drängt. An der Spitze des Stifterverbandes, 
der das Studium auf diese Art reglementiert 
sehen will, steht sei 1974 Hans-Helmut Kuhn- 
ke vom Klöckner-Konzern, über den es heißt: 
„Dr. Kuhnke wies sich als sehr profilierter 
Gegner der Ideologie des Wohlfahrts-, Für-
sorge- und Kontrollstaates aus .. .“u Perso-
nelle Besetzung und .inhaltliche Vorstellungen 
dieses Stiftervenbandes zur Umsetzung der 
Politik des Großkapitals lassen die 'Hand-
schrift der reaktionärsten Exponenten der 
Monopole erkennen.

Im Zentrum der Forderungen für die Ausge-
staltung der Lehr- und Erziehungstätigkeit an 
den Hochschulen steht die Orientierung auf 
die „inhaltliche Neugestaltung der Studien-
gänge“ durch eine Einflußnahme „der Wirt-
schaft als wesentlichsten Bedarfsträger an 
akademischem Nachwuchs“.15 Insbesondere 
die BDA propagiert in diesem Sinne mit gro-
ßem Aufwand die Einführung „berufsbezoge-
ner Studiengänge“. Sie versteht darunter:
— Aufgabe des „theretisch-wissenschaftlich 
ausgerichteten Bildungsideals“ zugunsten ei-
ner fachspezäfisch-funktionsbezogenen Bil-
dung, die dem Bedarf der Großkonzerne 
Rechnung trägt;
— begrenzte interdisziplinäre „Ausbildungs-
gänge", die den Absolventen auf den gesell-
schaftlichen und technischen „Wandel“ im 
kapitalistischen System einstellen sollen;
— feste Studiengänge, Studienabschlüsse und 
exakt formulierte Studienziele, die nur in Zu-
sammenarbeit mit der „Wirtschafts- und Ar-
beitswelt“ zu erreichen seien;
— „wirtschaftsrelevante Praktika ... vor Be-
ginn des Grundstudiums und zwischen 
Grund- und Hauptstudium ... Sie sind mit 
Hilfe der Wirtschaft zu konzipieren und zu 
organisieren.“
— „Durch stärkere Einbeziehung der Praxis 
(Praktika, Kontaktveranstaltungen in Unter-
nehmen, Verbänden, Behörden)“ sollen die Stu-
dierenden auf die staatsmonopolistischen An-
forderungen vorbereitet werden, die „die 
Wirtschaft“ stellt;
— die auf die staatsmonopolistische „Praxis“ 
pragmatisch orientierte Ausbildung, verbun-
den mit einer höheren Effizienz, soll politi-
schem Einfluß, der den Monopolen nicht ent-
spricht, besser entgegenwirken.,a Angestrebt 
wird ferner, daß der monopolistische Großbe-
trieb auch im Hochschulwesen die Funktion 
eines eigenständigen und eigenverantwortli-

Das Dilemma der imperialistischen Hoch-
schulpolitik drückt sich in dieser Frage in wi-
dersprüchlichen Forderungen aus. Bestimmte 
Teile der Großindustrie erhoffen sich durch 
eine staatlich gezielte Förderung der Hoch-
schulen als Stätten der Forschung und der 
Ausbildung von Nachwuchs eine bessere 
Konkurrenzfähigkeit. Andere Konzernvertre-
ter streben eine Reduzierung dieser Ausgaben 
an. Sie behaupten demagogisch, daß die 
„Grenzen des Sozialstaates“ erreicht wären 
und sprechen von einer angeblichen Kosten-
explosion für Bildung und einem Akademi-
kerüberhang. Die Ausgaben für das Hoch-
schulwesen müßten deshalb eingefroren oder 
sogar gekürzt werden. Aus diesem Grunde 
rückt bei ihnen die Forderung nach „Erhö-
hung der Effektivität“ der Ausbildung an den 
Hochschulen mehr in den Mittelpunkt.
Ausgehend von der Vorstellung, daß primär 
qualitative Veränderungen im Studienprozeß 
an den Hochschulen notwendig seien, zeichnet 
sich im Vorgehen dieser Monopolvertreter 
— über alle unterschiedlichen Auffassungen 
hinweg — eine Reihe von Schwerpunkten ab: 
Einen wichtigen Platz zur Reglementierung 
und Steuerung des Studiums und der politi-
schen Atmosphäre an den Hochschulen neh-
men konzeptionelle Vorstellungen zur Einfüh-
rung eines „neuen“ sozialen und ökonomischen 
und damit auch politischen Auslesemechanis-
mus für das Studium ein. Danach sollen nur 
noch solche Studenten an den Hochschulen 
einen Studienplatz erhalten, die höchste Lei-
stungen und einen ausgeprägten Leistungs-
willen für das Profitsystem versprechen.
Auf einem vom Stifterverband der Deutschen 
Wissenschaft im April 1975 einberufenen Ge-
spräch verlangte der Vertreter des BDI, Hans 
Dichgans (CDU), daß das Anwachsen der Stu-
dentenzahlen zu stoppen sei. Gleichzeitig 
wurde empfohlen, als Regulativ die Studien-
gebühren anzuheben.13 Damit wird auf eine 
stärkere Betonung des bürgerlichen Bildungs-
privilegs vor allem gegenüber Arbeiterkin-
dern und politisch Andersdenkenden ge-
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Das staatsmono-
polistische Studentenbild
Eine sowjetische Analyse stellt fest, daß Pro-
bleme der Intelligenz im gegenwärtigen Kapi-

chen Bildungsträgers erhält. Im sogenannten 
Bayerischen Modell wurde bereits das Stu-
dium von Studenten im „Betrieb als Studie-
dienort“ erprobt.17
Wenn man berücksichtigt, daß der Studieren-
de durch ein Praktikum von drei Monaten in 
Unternehmen, Behörden und anderen Ein-
richtungen an das Studium herangeführt 
werden soll und sich nach dem Grundstudium 
wieder ein Praktikum von mindestens drei 
Monaten in monopolistischen Großbetrieben 
anschließt, so wird die Stoßrichtung klar: Der 
Student an den Hochschulen der BRD, der 
später vor allem in der Wirtschaft tätig sein 
will, soll nach Ansicht der Monopole minde-
stens sechs Monate unter der unmittelbaren 
Aufsicht und Kontrolle der Großunternehmer 
studieren und sich bewähren.
Zweifellos würden moderne Studiengänge, die 
sich auf Veränderungen in Wissenschaft, 
Technik und Gesellschaft einstellen, die Zu-
kunftschancen für Hochschulabsolventen ver-
bessern. Die von den Konzernen entwickelten 
Veränderungen des Studiums sind jedoch ein-
deutig von deren Profitinteressen bestimmt. 
Da das Grundpraktikum (oder auch Eingangs-
praktikum) sowie das Hauptpraktikum nach 
dem Grundstudium (nach Vorschlägen von ei-
nigen Hochschulpolitikern sogar auf sechs 
Monate auszudehnen) Bestandteile des Stu-
diums sein sollen, das monopolistische Unter-
nehmen als selbständiger Bildungsträger gilt 
und die „Wirtschaft“ die „Effizienz“ der 
Praktika durch „Leistungsnachweise“ ein-
schätzt, die für das- weitere Studium entschei-
dend sind, wird der Monopolbetrieb zu einem 
fachlichen, besonders aber zu einem politi-
schen Überprüfungs- und Auswahlorgan für 
die Studenten und zugleich für deren späte-
ren Einsatz.18
Daraus folgt, daß nun nicht mehr- allein durch 
das administrative Berufsverbot, sondern 
auch durch einen Auswahlmechanismus der 
Konzernbetriebe die Entscheidung über die 
Beschäftigung der Hochschulabsolventen ge-
steuert werden soll. Damit besteht die Mög-
lichkeit, das Berufsverbot faktisch indirekt auf 
fast alle Studenten anzuwenden. Die vor al-
lem von der BDA mit Eifer vorgeschlagene 
und zum Teil schon praktizierte Veränderung 
der Studiengänge erweist sich so als ein wei-
terer Angriff auf die demokratischen Kräfte 
an den Hochschulen der BRD und als Abbau 
der in der Verfassung proklamierten Rechte 
und Freiheiten der BRD-Bürger.

talismus in der ideologischen Auseinanderset-
zung eine große Rolle spielen, weil die Intelli-
genz unter den Gegebenheiten der wissen-
schaftlich-technischen Revolution „eine Mas-
senkraft wird und das objektive Gewicht ih-
rer gesellschaftlichen Funktion zusehends 
wächst".10 Unter diesem Aspekt und im Ge-
folge der sich verschärfenden ideologischen 
Systemauseinandersetzung zwischen Kapita-
lismus und Sozialismus rückt das Profil des 
Studenten als Teil der (zukünftigen) Intelli-
genz mehr und mehr auch in den Brennpunkt 
der Klassenauseinandersetzungen. Dabei ist 
die Frage von Bedeutung, inwieweit sich Teile 
der studentischen Intelligenz auf der Grund-
lage ihrer veränderten objektiven Stellung in 
der kapitalistischen Gesellschaft politisch- 
ideologisch der Arbeiterklasse nähern und 
demokratische, antiimperialistische Positionen 
vertreten, oder ob sie sich den Monopolinter-
essen unterwerfen bzw. mit Hilfe der Mani-
pulation zu deren willigen Bediensteten ent-
wickeln.
Die Gestaltung des politisch-ideologischen 
Profils der Studenten ist somit eine der 
Schlüsselfragen für die zukünftige Entwick-
lung der BRD-Hochsohulen und besitzt dar-
über hinaus politische Auswirkungen auf die 
gesellschaftliche Entwicklung in der BRD. 
Auf einer Geschäftsführerkonferenz der BDA 
riefen deshalb Vertreter dieser mächtigen 
Unternehmerorganisation dazu auf, ein „ein-
deutiges Menschenbild“ an der Hochschule zu 
entwickeln.20 Dieses Bild von einem Absol-
venten müsse politisch fest umrissen sein und 
in den Lern- und Lehrzielen seinen Nieder-
schlag finden.
Eine Analyse der verschiedensten Veröffent-
lichungen und Äußerungen der Spitzenmana-
ger der BRD macht deutlich, daß das Absol-
ventenbild durch folgende Grundzüge geprägt 
sein soll:
„ein affirmatives (d. h. bejahendes — d.V.) 
Verhältnis zur freien Unternehmerwirt-
schaft“;
eine „Leistungsmotivation“, die auf das Pro-
fitsystem ausgerichtet ist; ,
hohes Selbstbewußtsein für „verantwortliches 
Handeln“ im Interesse des herrschenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems;
entwickeltes „spezifisches Zusammengehörig-
keitsgefühl" mit den Führungskräften der 
Monopole und des imperialistischen Staates;
tiefes Verständnis für die eigene Position und 
Funktion im Unternehmen, „Einsicht in grup-
pendynamische Prozesse“, um die Führungs-
linie der Konzernleitung umzusetzen;
große „Mobilität und Flexibilität“ bei der 
Ausführung von Weisungen und starke „Im-
munität" gegen „ideologische Unterwande-
rung“, d. h. gegen demokratische und soziali-
stische Ideen, sowie absolute Staatstreue zum 
imperialistischen Staat.21
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Forderungen nach einem 
Hochschulmanagement

sollen, die die Ziele des Konzernkapitals in 
Lehre und Forschung kompromißlos umset-
zen.
Dabei ergeben sich bestimmte Meinungsver-
schiedenheiten zwischen Vertretern der Kon-
zerne und der CDU/CSU einerseits und Ver-
fechtern des sozialreformistischen Hochschul-

mokraten wollen das Ausbildungspotential 
der Hochschulen durch Zusammenschlüsse zu 
„Gesamthochschulen“ quantitativ erweitern. 
Exponenten der Großindustrie befürchten, 
daß damit eine Ausweitung der Hochschulen 
zu „Betriebseinheiten“. verbunden ist, die 
fachlich schwer zu leiten und vor allem poli-
tisch-ideologisch nicht fest genug zu steuern 
sind. Ihrer Auffassung nach besitzen bereits 
die gegenwärtigen Hochschulen in der BRD, 
die durchschnittlich eine zahlenmäßige Stärke 
von 12 000 Angehörigen (manche fast 20 000, 
Hamburg sogar mehr als 23 000) aufweisen, 
nicht die dafür notwendigen leitungsmäßigen 
Voraussetzungen.
So beklagte die großbürgerliche Zeitung „Die 
Welt“ vom 24. Januar 1975, daß den Hoch-
schulen das Management fehle, da die Stel-
lenpläne auf eine Größe von höchstens 3000 
Hochschulangehörigen zugeschnitten seien 
und nicht dem jetzigen „Großbetrieb“ ent-
sprächen. Deshalb müsse vor allem diese 
„Management-Lücke“ schnellstens ausgefüllt 
werden.28
Aus diesem Grunde werden „Modelle“ zur 
Ausbildung von „Hochschuladministratoren“, 
zur Herausbildung einer Fachrichtung „Hoch-
schul- bzw. Wissenschaftsmanagement“ ent-
wickelt. Das Studium soll eine Ausbildung 
•auf dem Gebiet des kapitalistischen Manage-
ments, der Wissenschaftsorganisation, des In- 
formations- und Dokumentaaionswesens, der 
Grundlagen der Rechtswissenschaft und der 
politischen Führung im Sinne der Erziehung 
zur Systemtreue und zu prokapitalistischen 
Verhaltensweisen umfassen. Der „Hochschul-
manager“ soll schließlich integrierter Be-
standteil des öffentlichen Dienstes werden, 
um seine Stellung als Bediensteter des impe-
rialistischen Staates im Hochschulbereich voll 
zur Wirkung bringen zu können. Grundsätz-
lich wird der Hochschuladministrator als 
,/Mittler“ zwischen den Konzernen und dem 
imperialistischen Staat zur reibungslosen 
Umsetzung der Interessen der Monopole in 
der Hochschulpolitik angesehen.27
Die große Zahl dieser Details zeigt, daß die 
Aktivität des Monopolkapitals zur Unterord-
nung des Hochschulwesens unter seine Profit-
interessen bedeutend zugenommen hat. Hin-
zu kommt, daß nunmehr auoh die staatlichen 
Mittel für das Studium wesentlich einge-
schränkt wurden. Ohne Zweifel werden die 
Ankündigungen der Studentenschaft, sich ge-
gen diesen Kurs zur Wehr zu setzen, keine 
Deklaration bleiben.

In engem Zusammenhang damit steht das Be-
streben, Führungsprinzipien aus der kapitali-
stischen Großindustrie nach dem Vorbild der 
USA auf die Universitäten der BRD zu über-
tragen und ein sogenanntes Hoöhschulmana- 
gement zu entwickeln. Die Monopolvertreter 
verlangen, neue Strukturen des Leistungssy-
stems der Hochschulen zu schaffen, in die 
solche wissenschaftlich und politisch-ideolo-
gisch orientierten Kräfte eingeordnet werden

In diesem Zusammenhang schrieb der Präsi-
dent der BDA, Hanns Martin Schleyer: „Nur 
die Unternehmerwirtschaft selbst ist legiti-
miert, für die Bildung eines solchen Bewußt-
seins in ihrem Führungsbereich zu sorgen.“22 
Die Aufgabe der Universität sei deshalb „Be-
rufsvorbildung“. Den wichtigsten Schliff aber 
würde der Student in der BRD nur im „Lern- konzepts andererseits. Einflußreiche Sozialde- 
ort-Betrieb“ erhalten.
Diesen Forderungen entsprechend, vollzieht 
sich eine direkte und indirekte Einwirkung 
der Großkonzerne über die vielfältigsten For-
men und Methoden auf die einzelnen Ausbil-
dungsrichtungen der Studenten. So zum Bei-
spiel wurden im April 1975 von der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz Empfehlungen für 
das Chemiestudium vorgelegt.23 Aus einer 
BRD-Dokumentation über die „Reform des 
Chemiestudiums“ geht hervor, daß der BDI, 
der Verband der Chemischen Industrie', Prof. 
Kurt Hansen von den Farbenfabriken Bayer, 
Prof. Bernhard Tjmm von der Badischen Ani-
lin- & Soda-Fabrik AG sowie die von den 
Chemiekonzernen geführten Organisationen 
wie die Gesellschaft Deutscher Chemiker, die 
Bunsengesellschaft für physikalische Chemie 
und der Verband angestellter Akademiker 
und leitender Angestellter der chemischen 
Industrie e. V. alles unternehmen, um die 
Ausbildung auf dem Gebiet der Chemie an 
den Hochschulen den Profitinteressen der 
Monopole zu unterwerfen.24
Andere Beispiele dafür sind das Universitäts-
seminar der Wirtschaft (ein Zusammenschluß 
von Großunternehmen, Monopolverbänden, 
Hochschulen und einzelner Institute) sowie 
der Verein zur Förderung des Universitätsse-
minars, in dem die Spitzenmanager der BRD- 
Wirtschaft und die Präsidenten der Monopol-
verbände vertreten sind. Diese Institutionen 
verfolgen das Ziel, das Profil der Wirtschafts-
wissenschaft mit den verschiedensten Ausbil-
dungsrichtungen stärker zu beeinflussen und 
auch andere Ausbildungszweige, die für die 
Führung der Monopoluntemehmen wichtig 
erscheinen, unmittelbarer zu steuern.25
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1.

Zur Funktion des „NC-Abbaus“ und der These von 
der „Entkoppelung von Bildung und Berechtigung“

im Bereich der Hoch- und 
Fachhochschulen

Und auch der internationale Vergleich des In-
stituts zeigt, daß die Argumentation der Bun-
desregierung und der CDU/CSU, aus „sach-
gesetzlicher“ Notwendigkeit ergebe sich in Zu-
kunft für Hochschulabsolventen ein außeror-
dentliches Arbeitsplatzsicherungsproblem, mit 
den Tatsachen nicht in Übereinstimmung zu 
bringen ist. Das Institut schreibt: „Die Bun-
desrepublik Deutschland nimmt in bezug auf 
den Akademisierungsgrad mit knapp vier 
Prozent (1961 drei Prozent) im internationalen 
Vergleich eine Mittelstellung ein. Eine Er-
höhung um einen Prozentpunkt bedeutet für 
die USA knapp eine Million, für die Bundes-
republik ca. 250 000 mehr Hochschulabsolven-
ten — dies entspricht etwa der Zunahme 1961 
bis 1970. In den 90er Jahren wird die Bundes-
republik mit einem Akademisierungsgrad von 
schätzungsweise sechs bis sieben Prozent etwa 
auf dem Niveaus Kanadas, Japans und Schwe-
dens 1970 liegen. Mit Ausnahme Italiens liegt 
in allen verglichenen Ländern die Arbeitslo-
senquote der Hochschulabsolventen (vorwie-
gend aus universitären Langstudiengängen) 
deutlich unter der allgemeinen Arbeitslosen-
quote. Die teilweise hohe Bildungsexpansion 
in einigen Ländern hat also für Hochschulab-
solventen nicht zu Arbeitsmarktproblemen ge-
führt, die schwerwiegender wären als für den 
Durchschnitt der Arbeitskräfte.“
Den Vergleich mit den sozialistischen Län-
dern, besonders der UdSSR, die einen weit 
höheren „Akademisierungsgrad“ haben, zieht 
das Institut nicht.
Zum anderen wird gegenüber der Öffentlich-
keit argumentiert, daß die demographische 
Entwicklung der Bundesrepublik besondere 
Probleme aufwerfe. In dieser Argumentation 
wird ein sonst stets bedauerter Sachverhalt, 
nämlich die Abnahme der Geburtenrate, ein-

Die jüngsten Ankündigungen und Maßnah-
men der gegenwärtigen Hochschulreform, die 
von SPD, FDP, CDU und CSU vorgelegt bzw. 
getroffen werden, entspringen ohne Ausnah-
me den unmittelbaren ökonomischen und ge-
sellschaftspolitischen Interessen des Mono-
polkapitals. Alle Überlegungen sind auf vom 
Monopolkapital ausgearbeitete Konzeptionen 
zurückzuführen. Nichts davon ist eigenes Ge-
dankengut der genannten Parteien. Die der 
Öffentlichkeit gegenüber geäußerten Begrün-
dungen der „Reform“ haben mit den tatsäch-
lichen Ursachen und Absichten nicht das 
mindeste zu tun.
Gegenüber der Öffentlichkeit wird einmal von 
einer sachgesetzlich unausweichlichen Ver-
knappung von Arbeitsplätzen für Hochschul- 
und Fachhochschulabsolventen gesprochen. 
Diese Prognosen beziehen sich aber aus-
schließlich auf Absichtserklärungen des Mo-
nopolkapitals. Demgegenüber erklärt das In-
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg in 
seiner Schrift Hochschulbildung und Arbeits-
markt Ausbildung und Beschäftigung hoch-
qualifizierter Arbeitskräfte 1975: „Die Bilan-
zierung einiger vorliegender Angebots- und 
.Bedarfs'-Prognosen ergibt für 1980 in der 
Mehrzahl einen Überschuß der Zahl der Ar-
beitsplätze für Hochschulabsolventen über das 
verfügbare Gesamtangebot. Für die 80er Jah-
re wird häufig eine umgekehrte Situation er-
wartet. Andere Untersuchungen wiederum 
kommen zu dem Schluß, daß unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch eine extrem starke 
Hochschulexpansion längerfristig nicht auf 
Grenzen der Aufnahmefähigkeit des Arbeits-
marktes stoßen muß. Dies besagt jedoch nicht, 
daß die Lage in einzelnen Ausbildungsrich-
tungen nicht zeitweise von der Gesamtsitua-
tion abweichen kann.“
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Die Unternehmerverbände fordern seit langem 
die umfassende, ihren Interessen entspre-
chende „Hochschulreform“. Sie fassen ihre 
Vorstellungen in den Begriffen „wachsende 
Risikobereitschaft“ und „Entkoppelung von 
Quilifikation und Berechtigung“.
In einer Schrift unter dem Titel „Schule im 
Spannungsfeld von Ökonomie und Pädago-

fach umgekehrt. Die Tatsache, daß die Ge-
burtenrate in der Bundesrepublik seit 1965 
sinkt, wird als ein Geburtenüberschuß in der 
Zeit von vor 1965 dargestellt (Schülerberg, 
Studentenberg). Damit soll der Eindruck einer 
einmaligen, besonders komplizierten Lage im 
Ausbildungssektor erweckt werden. Vollkom-
men im Widerspruch dazu steht die ständige 
Behauptung der Bundesregierung und der ihr 
in Solidarität verbundenen Opposition von 
CDU/CSU, eine Familien- und Bevölkerungs-
politik zu entwickeln, die den Geburtenrück-
gang in Zukunft aufhalten soll. Auch dieses 
Argument erweist sich also als eine reine 
Zweckbehauptung, um den Boden für eine 
grundsätzliche politische Entscheidung auf-
zubereiten.
Die jetzt unter dem Stichwort Aufhebung des 
Numerus clausus (der Zulassungsbeschränkun-
gen an den Fachhochschulen und Hochschu-
len) angelaufene Kampagne ist ein Musterbei-
spiel für das engste Zusammengehen zwischen 
Monopolkapital, Staatsbürokratie und öffent-
lichen Medien.
Die ökonomischen Ziele der „Reform“ des 
Monopolkapitals sind:
— Senkung der durchschnittlichen Einkom-

men für Hochschulabsolventen bei gleich-
zeitig wachsendem „Akademisierungsgrad“ 
des Beschäftigungssystems (Vergesellschaf-
tung der Wissenschaft, Verwissenschaftli-
chung der Produktion). In der Folge soll 
und wird damit auch eine durchschnittli-
che Senkung aller anderen „Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit“ verbunden 
sein.

— Eine weitere Abwälzung der gesamten 
Ausbildungskosten auf die Masse der Be-
völkerung

— Eine Senkung der durchschnittlichen Aus-
bildungskosten zu Lasten der Auszubilden-
den

— Die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
durch Verschärfung der Konkurrenz un-
ter vallen Arbeitern und zwischen be-
stimmten Gruppen von Arbeitern

— Die vollständige Einordnung aller akade-
mischen Berufe in die industrielle Reserve-
armee, in erster Linie durch die Einord-
nung des Beschäftigungssystems des ge-
samten öffentlichen Dienstes, d. h. jener 
Bereiche, in denen bisher etwa zwei Drittel 
aller Hochschulabsolventen tätig sind, in 
den kapitalistischen Arbeitsmarkt

Sozialpolitisch verfolgt das Monopolkapital 
folgende Ziele
— Abbau arbeitsrechtlicher Normen und ge-

setzlich schon verankerter Rechte
— Erneuerung, Verfestigung und Ausweitung 

des Bildungsprivilegs im Bereich wissen-
schaftlich weiterführender Studiengänge

(Aufbaustudiengänge, die zu Promotion 
und Diplomierung führen), aber auch im 
Fachhochschulbereich durch den Abbau 
des 2. Bildungsweges und im gesamten 
Schulsystem durch eine weitere Ausgliede-
rung des schulischen Hochschulzugangs

— Anpassung der Ausbildungsinhalte an die 
herrschende Ideologie, vor allem durch 
„Entrümpelung“ der Studieninhalte

Insgesamt weitet das Monopolkapital seinen 
unmittelbaren Einfluß auf die Gesellschafts-
politik aus, in dem seine hochschulpolitischen 
Orientierungen jetzt ohne Einschränkungen 
übernommen werden sollen.
Eine parallele Entwicklung vollzieht sich im 
Bereich der Forschungs- und Technologie- 
Politik, die vollständig unter dem Kommando 
der Konzerne steht.
Politische Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen SPD/FDP einerseits und CDU/CSU an-
dererseits, aber auch zwischen diesen Par-
teien und innerhalb der Parteien bei der Ver-
wirklichung der staatsmonopolistischen Ziel-
setzung bestehen nur in einem Punkt, in der 
Absicht, durch eine vorübergehende Aufhe-
bung des Numerus clausus eine zeitliche und 
altersmäßige Verschiebung der Jugendarbeits-
losigkeit zu bewirken. Bei dieser Meinungs-
verschiedenheit geht es nicht um die Beseiti-
gung des Numerus clausus und die Verbesse-
rung der Ausbildungsstruktur, sondern ledig-
lich um die Frage, wie die obengenannten 
Maßnahmen am besten durchzusetzen sind. 
Gewisse Verzerrungen erfährt die Diskussion 
außerdem durch den gegenwärtigen Wahl-
kampf. Die Diskussion um die Frage, ob es 
sinnvoll ist, die „Hochschulen zu einer Puf-
ferzone zwischen Schule und Arbeitsmarkt“ 
auszubauen (FAZ 26. 5. 76), hat nur zweitran-
gige Bedeutung und berührt nicht die genann-
ten, zur Entscheidung stehenden Überlegun-
gen. Die Überlastung der Hochschulen über 
das bisherige Maß hinaus soll auch dazu die-
nen, über diesen Druck die „Reformmaßnah-
men“ zu beschleunigen. In diesem Sinne be-
gründete der Bildungsökonom Friedrich Ed-
ding einen entsprechenden Vorschlag, der sich 
im Programm des Stifterverbands für die 
Deutsche Wissenschaft, eine Arbeitgeberinsti-
tution, findet. Edding sagte: „Es ist zu hoffen, 
daß der Druck der großen Zahlen eine über-
fällige Rationalisierung bewirken wird“ 
(Frankfurter Rundschau, 26. 5. 1976).
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ausgeprägten

gik“, die im Auftrag der Arbeitgeberverbände 
von Winfried Schlaffke verfaßt wurde, wird 
das Programm zur Kostenreduzierung wissen-
schaftlich-technischer Berufe in der Industrie 
wie folgt beschrieben: „Die Flexibilität des 
Wirtschaftssystems ist groß. Es gibt imponie-
rende Untersuchungen über horizontale und 
vertikale Substitution oder über jene grund-
legenden Schlüsselqualifikationen, die den 
Einsatz in vielen unterschiedlichen Betriebs-
bereichen ermöglichen. Doch mit allen diesen 
Erkenntnissen können nicht mehr Abteilungs-
leiter, Filialleiter, Betriebsleiterposten ge-
schaffen werden. Die Zahl der Führungsposi-
tionen bleibt in einer nicht expandierenden 
Wirtschaft konstant. Was bleibt, ist die Durch-
lässigkeit nach unten. Konkret gesprochen 
konnte gestern noch der gute Hauptschüler 
in der chemischen Industrie Laborant wer-
den, finden sich heute bereits Akademiker-, 
die mit der gleichen Position vorliebnehmen. 
Der früher in der Wirtschaft zu Recht ange-
sprochene Marschallstab im Tornister des 
Real- und Hauptschülers ist angesichts der 
Abiturienten- und Studentenlawine mehr oder 
weniger zur Fiktion geworden. Die offene 
Frage lautet: Wird — zumal angesichts eines 

Prestige- und Berechtigungs-
wesens im Bereich der Hochqualifizierten — 
Unterbeschäftigtung und Unterbezahlung ak-
zeptiert, ohne daß Resignation, Frustration 
und Leistungsverfall auf der einen Seite und 
Systemanklage und Aggression auf der ande-
ren Seite entstehen." (Köln 1976, S. 33)."
Die Erläuterung des bereits erwähnten Pro-
gramms des Stifterverbands für die Deutsche 
Wissenschaft wird diese Konzeption noch prä-
ziser beschrieben: „Politiker sollten zur 
Kenntnis nehmen, daß es keine zuverlässigen 
Prognosen über den Bedarf an Hochschulab-
solventen gibt. Sie sollten dafür sorgen, daß 
das flexible Funktionieren des Marktes nicht 
länger durch starre Laufbahnregelungen blok- 
kiert wird. Der öffentliche Dienst müßte darin 
vorangehen, weil er das Muster setzt für die 
private Wirtschaft. Es ist wohl sicher, daß die 
bei Öffnung der .Hochschulen einige Zeit spä-
ter zu erwartenden großen Zahlen von Absol-
venten nicht alle in die bisher für sie vorge-
sehene Tarifstufe können. Aber da es für die 
Abiturienten keine hinreichenden Alternati-
ven gibt, werden sie das Risikp eines niedri-
gen Tarifs bei Berufseintritt in Kauf neh-
men." (Interview mit Friedrich Edding, Frank-
furter Rundschau, 26. 5. 1976)
In einem gleichzeitig vom Stifterverband an-
geregten Gespräch zum Thema, dem soge-
nannten jährlich stattfindenden Villa-Hügel- 
Gespräch, formulierte der für diese Fragen 
zuständige Arbeitskreis seine Ergebnisse: „Zur 
Sicherstellung einer qualifizierten Ausbildung 
schlägt der Arbeitskreis daher vor: Im Hoch-
schulbereich wird von einer Öffnung für alle 
Studierwilligen ausgegangen. Die sei mit einer

Reihe von kostenneutralen Maßnahmen zu er-
reichen, z. B. durch die Überprüfung des 
Lern- und Prüfungsstoffes (Entrümpelung der 
Studiengänge), durch verbesserte Raumpla-
nung und Raumnutzung, durch stärkere Kon-
zentration der Lehrer auf das Grundstudium 
und durch Erhöhung der Gruppengröße." 
(26. 5. 1976, Frankfurter Rundschau)
Diese seit Jähren und jetzt nach Verabschie-
dung des Hochschulrahmengesetzes aktuali-
sierten Forderungen der Arbeitgeberverbände 
sind bruchlos in die Programme von SPD, 
FDP und CDU/CSU eingegangen. Lediglich 
sprachliche Abweichungen zwischen Unter-
nehmer- und Parteienorientienung sind fest-
zustellen.
Fordert der Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft „Öffnung der Hochschulen“, so 
lautet das entsprechende Sofortprogramm der 
SPD „öffnet die Hochschulen". Entsprechend 
der Unternehmervorlage wird dann im SPD- 
Programm formuliert: „Durch eine offene In-
formationspolitik und entspechende Bera-
tung muß den Studienbewerbern deutlich ge-
macht werden, daß ein Studienplatz nicht 
mähr als eine Garantie für besonderen Status 
und hohes Einkommen mißverstanden werden 
kann" (SPD-Mitteilung für die Presse, 30. 6. 
1976).
Das in fünf Punkten gefaßte Programm ent-
hält dann im Detail auch die Einzelforderun-
gen des Stifterverbands.
Ebenso die CDU: „Die Gleichrangigkeit von 
akademischer und beruflicher Ausbildung hat 
CDU-Generalsekretär Professor Kurt Bieden-
kopf nachdrücklich unterstrichen. Statt Aka-
demikerdünkel muß der künftige Hochschul-
absolvent nach seinen Worten wie heute 
schon jeder Facharbeiter Risikobereitschaft 
und Mobilität zeigen, wenn er angesichts der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt bestphen will. 
Biedenkopf setzt sich für eine umgehende Re-
form der Berufs- und Laufbahnstrukturen ein 
und forderte alternative Ausbildungschancen 
für Abiturienten außerhalb der Hochschulen“ 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22. 3. 1976).
Und schließlich fordert auch die FDP: „Bil- 
dungs- und Ausbildungsabschlüsse sollten 
keine Ansprüche auf bestimmte Beschäfti-
gungen und Laufbahnen begründen. Entspre-
chende Konsequenzen sind im gesamten Be- 
sohäftigungssystem, aber auch im Laufbahn- 
und Besoldungsrecht des öffentlichen Dien-
stes zu ziehen" (dpa-Kulturdienst, 10. 5. 1976). 
Die in den Wahlkampfplattformen aufgenom-
menen Forderungen sind darüber hinaus vom 
Kabinettsausschuß der Regierung, der sich 
mit den Folgen der Beschäftigungsmöglich-
keiten für Hochschulabsolventen zu beschäf-
tigen hat und dem die Mehrzahl der Mitglie-
der der Bundesregierung angehören, bereits 
beschlossen worden. Die Beschlüsse dieses 
Kabinettsausschusses teilte der Staatssekretär
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des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft, Jochimsen, am 21. April 1976 
vor der Presse in Bonn mit. Darin heißt es u. a.: 
„Sicher ist, daß durch die voraussichtliche 
Verdoppelung der Zahl von erwerbstätigen 
Hochschulabsolventen in den kommenden 15 
Jahren auf etwa 3 Millionen die Konkurrenz 
unter den Hochschulabsolventen und mit Ab-
solventen anderer Bildungsabschlüsse um Po-
sitionen im Beschäftigungssystem zunehmen 
wird. Dabei wird im Beschäftigungswesen ein 
Anpassungsprozeß stattfinden müssen, in des-
sen Folge sich die Status- und Einkommens-
erwartungen von Hochschulabsolventen, die 
sich aus dem die letzten 10 Jahre kennzeich-
nenden generellen Nachfrageüberhang erge-
ben, nicht mehr aufrechterhalten lassen.“ 
Und weiter: „Nach Auffassung der Bundesre-
gierung ist die beabsichtigte Neugestaltung 
der Berufszugänge und -wege im Rahmen der 
Dienstrechtsreform ein wichtiger Beitrag zu 
einer Entschärfung der Strukturprobleme, 
insbesondere des Hochschulbereichs. Das Ziel, 
die Zuordnung und Bewertung stärker an den 
Funktionen zu orientieren und dabei den Zu-
gang zu den Ämtern flexibler zu gestalten, 
wird als vordringliche Aufgabe angesehen." 
Und wiederum an anderer Stelle: „Zu den 
Auswirkungen der Expansion des Hochschul-
bereichs auf das Beschäftigungssystem wird 
gehören, daß im Beschäftigungsbereich Um-
schichtungen stattfinden, die die traditionelle 
Zuordnung von Ausbildungsabschlüssen und 
beruflichen (Einstiegs)-Positionen auflockern. 
Denn, was für einen Beschäftigungsanteil von 
5 Prozent galt, kann nicht für einen Anteil 
von 10 Prozent oder mehr Hochschulabsol-
venten an der Gesamtzahl der Beschäftigten 
gelten. Der öffentliche Dienst kann hier we-
sentliche Impulse geben: Im Rahmen der Re-
form des öffentlichen Dienst-Rechts, die das 
Bezahlungssystem und Fragen der Eingangs-
besoldung einbezieht, könnten Bildungsab-
schluß und beruflicher Einstieg . einander 
funktionsgerechter und damit flexibler zuge-
ordnet werden. Das könnte dazu beitragen, 
Ungleichgewichten in der Bildungsnachfrage 
entgegenzuwirken.''’ 
Inzwischen hat auch Bundespräsident Scheel 
sich das Unternehmerprogramm zur „Hoch-
schulreform" zu eigen gemacht. In einem 
Vortrag an der Fachhochschule Nürnberg, 
31. 5. 1976, sagte Scheel u. a.: „Das Sozialpre-
stige der akademischen Berufe ist... die Fol-
ge eines veralteten Bildungsbegriffs ... Lauf-
bahn Voraussetzungen, Besoldungsordnungen, 
Einkommensklassen usw.... müssen von 
Grund auf neu durchdacht werden" Und an 
anderer Stelle: „Wenn mit der Zulassungsbe-
schränkung auch der Anspruch auf eine ge-
hobene Berufsversorgung nach den Examen . und hängt weiterhin ab, ob und in welchem 
verschwindet, werden viele sich überlegen, ob Ausmaß außerhalb der Hochschulen Klarheit 
der Einsatz sich für siet lohnt" (zitiert nach über die Absichten des Monopolkapitals 
DUZ/HD, Nr. 12, 1976). j :- ----

Darüber hinaus ist es den Unternehmerver-
bänden ebenfalls gelungen, sowohl die West-
deutsche Rektorenkonferenz, der die Rekto-
ren und Präsidenten aller Hochschulen der 
Bundesrepublik angehören, wie auch den 
Wissenschaftsrat, das Beratungsgremium der 
Bundesrepublik für das Hochschulwesen auf 
seinen Kurs zu zwingen. Wie der Vorwärts 
schreibt (20. 5. 1976), trat die „Westdeutsche 
Rektorenkonferenz, Sachwalterin der Univer-
sitäten, die Flucht nach vorn an und bestätig-
te, daß machbar ist, was die SPD-Wahlplatt-
form verlangt. WRK-Präsident Werner 
Knopp bot daraufhin auf der Jahrestagung 
seiner Organisation in Trier an, einen Notzu-
schlag, eine Überlastquote (für die Hochschu-
len) zu akzeptieren."
Der Wissenschaftsrat nahm sich gleich der 
Interessen der „Privatwirtschaft“ an: „Es ist 
ausgeschlossen, daß alle Studienabgänger vom 
Staat nach A 13 oder entsprechend in der 
Privatwirtschaft besoldet werden" (Frankfur-
ter Rundschau, 23. 6. 1976).
Und schließlich hat sich mit gewissen Ein-
schränkungen die Standesvertretung der Pro-
fessoren, der Hochschulverband, den Forde-
rungen angeschlossen.
Das Konzept der Überlastung der Ausbil-
dungskapazitäten an den Hochschulen, der 
Dequalifikation der Studiengänge und der im 
späteren Arbeitsbereich zu erwartenden 
„Durchlässigkeit nach unten“ bringt für die 
anderen Bereiche des Ausbildungssystems 
keinerlei Vorteile mit sich, wie gelegentlich 
von Seiten der Regierung demagogisch be-
hauptet wird. Im Gegenteil wird die Strategie 
der Kostensenkung wissenschaftlich-tech-
nisch qualifizierter Arbeitskraft den Druck auf 
die gesamte Arbeitnehmerschaft verschärfen 
und das gesamte Ausbildungssystem weiter 
deformieren. Es ist darum auch kein Zufall, 
daß dieses Konzept im prinzipiellen Gegen-
satz zu den hochschulpolitischen Forderungen 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes steht, 
die in keiner seiner Varianten auch nur im 
geringsten berücksichtigt worden sind.
Noch ehe dieses Konzept der „Hochschulre-
form" auf das Beschäftigungssystem insge-
samt durchschlägt, wird es sich an den Hoch-
schulen auswirken, und zwar nicht allein und 
nicht einmal in erster Linie durch deren 
Überlastung. Die Hauptbetroffenen sind dabei 
in erster Linie die Studenten .und in zweiter 
Linie der sogenannte Mittelbau der Hoch-
schulen, die Assistenten verschiedenster Ka-
tegorien und die Dozenten. Vom massenhaf-
ten Widerstand der Studenten gegen diesen 
neuerlichen Schritt der Formierung hängt es 
darum zunächst ab, ob und in welchem Aus-
maß das Konzept durchgeführt werden kann

_ >, uu una nn
Ausmaß außerhalb der Hochschulen 
über die Absichten des Monopolkapitals in 
dieser Sache entsteht und die Bereitschaft
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führen aber ebenso zu einer wachsenden Be-
reitschaft, dieser ganzen Entwicklung Wider-
stand entgegenzusetzen und für eine Verän-
derung dieser Situation einzutreten.
Die Interessen, die die Studenten vertreten 
und die sie nur im Widerstand gegen das Mo-
nopolkapital durchsetzen können, sind aufs 
engste mit den Interessen der gesamten werk-
tätigen Bevölkerung verbunden. Es sind dies
1. das Interesse an einer qualifizierten Aus-
bildung. Es wächst die Erkenntnis, daß die 
erforderliche Qualifikation, wie sie einer 
hochindustrialisierten Produktion entspricht, 
nicht mit, sondern nur gegen das Großkapital 
erreicht werden kann.
2. das Interesse an der Mitbestimmung ge-
samtgesellschaftlicher Entscheidungen und 
Prozesse, das vor allem im Widerstand gegen 
die Verletzung demokratischer Rechte und im 
offensiven Kampf um politische Meinungs-
freiheit zum Ausdruck kommt. Im Mittelpunkt 
dieses Kampfes steht momentan die Wahrneh-
mung des politischen Mandats der Verfaßten 
Studentenschaft und die Forderung nach sei-
ner gesetzlichen Verankerung. Einen für alle 
Studenten der' Bundesrepublik beispielhaften 
Kampf um die Verwirklichung dieses Interes-
ses haben im Sommersemester 1976 die Stu-
denten der Universität München geführt. Die 
Verletzung demokratischer Rechte gegenüber 
den Studentenschaften in der Bundesrepublik 
haben sich in den letzten Semestern unge- 
Mittelbau an den Universitäten. Er umfaßt die 
Voraussicht im kommenden Wintersemester 
weiter zunehmen. Der Widerstand der Stu-
denten gegen die staatsmonopolistische Hoch-
schulformierung insgesamt geht in der Regel 
von solchen Rechtsverletzungen aus, obwohl 
er sich keineswegs auf sie beschränkt.
3. das Interesse an sozialer Sicherung des ei-
genen Studiums und materiell angemessene 
Ausstattung der Hochschulen. Auch hier hat 
die Studentenbewegung inzwischen ein hohes 
Niveau des Kampfes erreicht. Es gibt viele 
Beispiele für einen langanhaltenden Boykott 
gegen ungerechtfertigte Erhöhungen der 
Mensa-Preise und der Wohnheim-Mieten in 
Studentenwohnheimen.
Diese Interessen sind allen Studenten ge-
meinsam und werden von denjenigen studen-
tischen Gruppen geleugnet (vor allem der 
RCDS und der SLH), die sich von einer elitä-
ren Differenzierung des Hochschulsystems 
Vorteile versprechen, die selbst nur die we-
nigsten ihrer Mitglieder erhalten könnten, 
oder aber sich durch Konformität eine gute 
Ausgangsposition bei der Verteilung zukünf-
tiger Berufspositionen erhoffen.
Unter besonders starkem Druck der „Hoch-
schulreform“ des Monopolkapitals steht der 
wohnlich verschärft und werden nach aller 
Mehrzahl aller wissenschaftlich Tätigen. Die-
se Gruppe wird vor allem durch Zeitverträge 
und die gesetzlich im Hochschulrahmengesetz

zum Widerstand entwickelt werden kann.
Eine Reihe vorbereitender Maßnahmen dieses 
Konzepts sind bereits in Kraft und haben die 
Lage der Studenten erheblich erschwert. Da-
zu gehört
— die Kürzung der Stipendien bzw. ihre Um-

stellung auf Darlehen
— die Verteuerung des Mensa-Essens, der 

Krankenversicherung und der Wohnheim- 
Mieten in vielen Hochschulorten

— die im Hochschulrahmengesetz niederge-
legten Richtlinien zur Nivellierung der 
Landeshochschulgesetze

— die fortgesetzte Bedrohung der Studenten 
mit Hilfe der Berufsverbote, der gegen die 
Allgemeinen Studenten-Ausschüsse ge-
richteten Prozeßkampagne, der willkür-
lichen Polizeieinsätze an den Universitäten

— die generelle Verunsicherung, die bei der 
Masse der Studenten entsteht, die sich 
dieser geschlossenen Front der Unterneh-
merorganisationen, der Bonner Parteien 
und der Interessenverbände im Wissen-
schaftsbereich in den Grundfragen ihres 
Studiums, ihrer Ausbildung und ihrer Be-
rufsperspektive gegenübersehen.

Im Vorfeld und unter dem Schutz der syste-
matisch angelegten „bildungspolitischen Of-
fensive“ des Monopolkapitals ereignen sich be-
reits an zahlreichen Hochschulen Eingriffe in 
das Studiensystem, Behinderung der politi-
schen Meinungsfreiheit der Studentenschaften, 
materielle Erpressungen gegenüber studenti-
schen Gruppen und der Studentenschaften, 
Verschärfung der Prüfungsbedingungen und 
erpresserische Unterdrückung der freien Be-
rufswahl, die durch keinerlei Gesetze gedeckt 
sind.
Ein besonders eklatantes Beispiel für den zu-
letzt genannten Eingriff gibt das Land 
Schleswig-Holstein. Laut ppa vom 2.7.76 
teilte das Arbeitsamt Kiel dem AStA der Päd-
agogischen Hochschule der Stadt in einem 
Schreiben mit, ein Absolvent der Pädagogi-
schen Hochschule des Landes könne nach Ab-
legung der ersten Prüfung nur dann Arbeits-
losenhilfe erhalten, „wenn er glaubhaft ver-
sichert, daß er nicht beabsichtigt, sich um ei-
ne Einstellung in den Schuldienst als' Beam-
ter zu bemühen“. Daneben müßten die weite-
ren Voraussetzungen, die Bedürftigkeit und 
Verfügbarkeit, erfüllt sein. Nach den Gesetzen 
der BRD haben arbeitslose Lehramtsanwärter 
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld.
Alle diese Maßnahmen und darüber hinaus die 
Unklarheit über einen sinnvollen Studienweg 
in vielen Fachbereichen, der wachsende 
Bürokratismus der Universitätsverwaltungen, 
die zunehmende Undurchschaubarkeit der 
Prüfungssysteme an den Fach- und Hochschu-
len, die mangelnde Anleitung und Hilfestel-
lung im Studium selbst führen zu einer star-
ken Verunsicherung unter den Studenten 
über ihre Studien- und Berufsperspektive. Sie
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